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Vorwort

Liebe Mitglieder der MIT, 

am Neujahrstag des Jahres 2021 kostete 
der Liter Diesel an den Tankstellen etwa 
1 Euro. Ein Jahr später musste etwa 1,60 
Euro bezahlt werden. Die Stromkosten 
sind in den letzten 12 Monaten um 40 % 
gestiegen, das sind meist mehrere hun-
dert Euro. Für die Heizung kommen auf 
den Durchschnittshaushalt weitere rund 
200 Euro Mehrkosten zu. 

Die grüne Wirtschaftspolitik wird die-
sen Preisanstieg nicht bremsen, sondern 
vorantreiben. Es ist ihr politisches Kalkül, 
über höhere Preise Druck zu erzeugen, 
damit Privathaushalte und Unter-
nehmen in Energieeffizienz investieren. 
Wer nicht mitzieht, zahlt. Wo das nicht 
ausreicht, wird die Investition per Ge-
setz verordnet – wie bei der Vorschrift, 
wonach ab 2025 jede neu eingebaute 
Heizung zu 65 % aus erneuerbaren Ener-
gien betrieben werden muss. 

Die Belastungen steigen sprunghaft. 
Kein Wunder, dass nach Entlastung ge-
rufen wird. Aber anstatt die Energie-
steuern zurückzuschrauben - was allen 
helfen würde – will Robert Habeck nur 
Hartz-IV-Empfängern und Studenten 
einen (möglicherweise einmaligen) Zu-
schuss bezahlen. Begründung: Von einer 
Steuersenkung würden auch die Reichen 
profitieren. Und plötzlich wird sicht-
bar, was die ökosoziale Marktwirtschaft 
bedeutet. 

Die Verbraucherpreise sollen die „öko-
logische Wahrheit sagen“, fordern die 
Grünen. Das gleiche Dogma leitet auch 
den Landwirtschaftsminister in seinem 
Feldzug gegen “Ramsch-Lebensmittel“. 

Aber diese Politik hat einen großen Ver-
lierer: Die Mittelschicht, also Haushalte 
mit einem Monatsbrutto ab 2.478 Euro. 
Diese mittlere Einkommensgruppe be-
nötigt jeden Euro ihres verfügbaren 
Einkommens für den Lebensunterhalt, 
für ihre Mobilität und für einen be-
scheidenen Jahresurlaub. 

Wenn eine Partei, deren DNA darin be-
steht, die Welt zu retten und die Men-
schen zum „guten Leben“ zu bekehren, 
von ökologischer Marktwirtschaft redet, 
sollten waschechte Marktwirtschaftler 
misstrauisch werden. Die entscheidende 
Frage nämlich ist, wie die Marktwirt-
schaft, das Erfolgsmodell aus Angebot 
und Nachfrage, „ökologisiert“ wird. 
Mit den Instrumenten der Marktwirt-
schaft oder mit den Schraubzwingen der 
Planwirtschaft? 

Die Soziale Marktwirtschaft, das Funda-
ment unseres Wohlstands, beruht auf 
dem Interessenausgleich zwischen 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern. Für 
diesen Kräfteausgleich sorgen Arbeit-
geber- und Berufsverbände auf der einen 
und Arbeitnehmerrechte sowie Gewerk-
schaften auf der anderen Seite. Letzt-
endlich wissen alle Beteiligten, dass der 
gemeinsame Nenner im Interesse aller 
liegt. Die eine Seite weiß um den Vor-
teil motivierter Arbeitskräfte und hoher 
Produktivität, der anderen Seite ist be-
wusst, dass der Arbeitsplatz in Gefahr 
gerät, wenn man den Bogen überspannt. 
Beide Seiten sitzen im gleichen Boot. 

Wer aber „organisiert“ einen solchen 
Interessenausgleich in der ökologischen 

Marktwirtschaft? Bislang jedenfalls ist 
hier kein gemeinsames Boot in Sicht. 

Den selbsternannten Umweltaposteln 
von BUND, Umwelthilfe und anderen 
Klimaaktivisten hat man in der Ver-
gangenheit die Rechte als „Träger öf-
fentlicher Belange“ verliehen und sie 
nach und nach mit Klagebefugnissen 
ausgestattet. Sie können prinzipiell 
ihre Forderungen unendlich in die 
Höhe schrauben, ohne dass sie einen 
Interessenausgleich suchen müssten. 
Niemand kann sie zur Rechenschaft zie-
hen, wenn Unternehmen aufgrund ihres 
Drucks wirtschaftlichen Schaden er-
leiden und am Ende Menschen arbeitslos 
werden. 

Habeck hat seinen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern im Wirtschaftsministerium 
beim Amtsantritt zugerufen, sie könn-
ten nun „Geschichte schreiben“, wenn 
aus der Sozialen eine ökologisch-soziale 
Marktwirtschaft gemacht werde. Das 
Ende dieser Geschichte ist offen. Eines 
jedenfalls sollte allen klar sein: Wer den 
Bogen überspannt, sprengt ihn. 

Tobias Vogt MdL

Tobias Vogt MdL, stv. Landesvorsitzender  
der MIT Baden-Württemberg
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Die mittelständischen Unternehmen sind 
das Rückgrat der deutschen und europäi-
schen Wirtschaft. Sie generieren Wachs-
tum, schaffen Arbeitsplätze und sind 
oftmals tief in der Region verwurzelt. 
Damit mittelständische Unternehmen 
wachsen können, braucht es neben dem 
richtigen regulatorischen Umfeld vor 
allem auch Zugang zu Finanzierung. 
Gerade in Deutschland spielt dabei die 
Finanzierung über die Hausbank noch 
immer eine dominante Rolle. Deswegen 
wirken sich auch Vorhaben im Bereich 
der Bankenregulierung auch mittelbar 
auf die Finanzierungsbedingungen des 
Mittelstandes aus. 

In Brüssel wird derzeit über ein bank-
regulatorisches Großprojekt debattiert, 
das einige Auswirkungen auf die Mittel-
standsfinanzierung in Deutschland 
haben könnte. Es geht um die Umsetzung 

eines Pakets internationaler Standards, 
die im Jahr 2017 im Baseler Ausschuss für 
Bankenaufsicht, einem internationalen 
Gremium von Bankenaufsehern, auf den 
Weg gebracht wurden. Nicht zuletzt 
durch die Covid-19-Pandemie hatte sich 
die Umsetzung dieses Pakets, das in der 
Regel unter dem Stichwort „Finalisierung 
von Basel III“ debattiert wird, eine Weile 
verzögert. 

Die ursprüngliche Vereinbarung im Ba-
seler Ausschuss für Bankenaufsicht aus 
dem Jahr 2017 ist aus europäischer Sicht 
leider unbefriedigend ausgefallen. Sie 
wird insbesondere den Spezifika des US-
amerikanischen Bankenmarktes gerecht, 
berücksichtigt aber kaum die Besonder-
heiten des europäischen Bankensektors. 
Das ist fraglos kein idealer Startpunkt 
für die europäische Umsetzung, die nun 
einen Balanceakt schaffen muss. Einer-

seits sollten die europäischen Besonder-
heiten angemessen berücksichtigt wer-
den, andererseits muss die Umsetzung 
aber den internationalen Beschlüssen im 
Grundsatz entsprechen. 

Der Gesetzesvorschlag der Europäischen 
Kommission ist ein brauchbarer Start-
punkt. Zwar sieht er vor, dass die Eigen-
kapitalanforderungen für europäische 
Banken bis zum Ende des geplanten 
Übergangszeitraums im Jahr 2030 im 
Durchschnitt um 6,4 - 8,4 % steigen wer-
den, dies bleibt aber deutlich hinter den 
Schätzungen für eine blinde Eins-zu-eins-
Umsetzung, die eher bei 15 - 20 % lagen, 
zurück. Das sind grundsätzlich gute 
Nachrichten. Nichtsdestoweniger sehe 
ich gerade mit Blick auf die Mittelstands-
finanzierung mindestens drei Bereiche, 
an denen Anpassungen notwendig sind: 
mehr Proportionalität für kleine Banken, 

Schwerpunkt

Bankenregulierung  
darf nicht die  
Mittelstands-
finanzierung  

beeinträchtigen
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Anpassungen am Kreditrisikostandard-
ansatz und die Risikogewichte für klei-
nere und mittlere Unternehmen ohne 
Kreditrating. 
Das Thema Verhältnismäßigkeit in der 
Regulierung und Bankenaufsicht ist 
gerade für kleinere Banken, die oft-
mals Partner der kleinen und mittel-
ständischen Unternehmen in der Region 
sind, entscheidend. Schließlich wollen 
wir, dass Banken ihrem Kerngeschäft, 
der Finanzierung der Realwirtschaft,  
nachkommen können und nicht durch 
exzessive bürokratische Pflichten davon 
abgehalten werden. Da kleine Regional-
banken oftmals ein niedriges Risikoprofil 
aufweisen und entsprechend kein Risiko 
für die Finanzstabilität darstellen, ist ein 
leichteres Regulierungs- und Aufsichts-
regime angemessen. In der letzten größe-
ren Überarbeitung der Eigenkapitalricht-
linie und Eigenkapitalverordnung hat 
der europäische Gesetzgeber unter dem 
Stichwort „Small Banking Box“ bereits 
einige regulatorische Erleichterungen für 
kleine und risikoarme Finanzinstitute auf 
den Weg gebracht. Die Umsetzung des 
Basel-III-Finalisierungspakets sollten wir 
nun als Gelegenheit nutzen, den damals 
geschaffenen Rahmen weiter mit Leben 
zu füllen. 

Was den Kreditrisikostandardansatz an-
geht, hat die Europäische Kommission 
eine Reihe von Vorschlägen gemacht, 
die nur bedingt zum europäischen Wirt-
schafts- und Finanzierungsmodell pas-
sen. Dazu zählen beispielsweise die 
Risikogewichte für Gewerbeimmobilien, 

die Bauträgerfinanzierung oder un-
genutzte Kreditlinien. Hier sehen die 
Kommissionsvorschläge ohne Grund 
deutlich höhere Risikogewichte vor als 
derzeit angewendet werden. In diesen 
Bereichen gibt es keine drängenden 
Finanzstabilitätsrisiken, weswegen ein 
grundsätzliches Anziehen der regulato-
rischen Anforderungen nicht gerecht-
fertigt scheint. Dies würde schließlich 
nur die Finanzierungskonditionen des 
Mittelstandes verschlechtern.

Das dritte Problem trifft vor allem grö-
ßere Banken, die ihre Eigenkapital-
anforderungen mit risikosensitiveren 
internen Modellen berechnen. Diese 
größeren Banken sind jedoch oftmals 
wichtige Dienstleister für größere Mittel-
ständler wie die vielen Unternehmen in 
Deutschland, die de facto Weltmarkt-
führer in ihrem Segment sind und schon 
eine beachtliche Größe von mehreren 
tausend Mitarbeitern haben. Die neuen 
Vorgaben für interne Modelle sehen 
insbesondere höhere Risikogewichte 
für Kredite an solche Unternehmen vor, 
die über kein externes Kreditrating ver-
fügen. Im Ergebnis bedeuten höhere 
Risikogewichte, dass die Kreditvergabe 
an solche Unternehmen für Banken we-
niger attraktiv wird und Kredite für diese 
mittelständischen Unternehmen teurer 
werden. 

Da die meisten mittelständischen Unter-
nehmen nicht kapitalmarktorientiert 
sind, verfügen diese in der Regel auch 
nicht über ein Kreditrating einer ex-
ternen Rating-Agentur. Ein solches ex-

ternes Kreditrating kann je nach beauf-
tragter Rating-Agentur und Größe und 
Komplexität des beauftragenden Unter-
nehmens schnell mit einigen tausend 
Euro zu Buche schlagen und muss regel-
mäßig erneuert werden. Insofern ist nur 
verständlich, dass Unternehmen, die kein 
externes Rating benötigen, in der Regel 
auch keines haben. Dass die Vorgaben 
aus dem Baseler Ausschuss es trotzdem 
einfordern, lässt sich nur damit erklären, 
dass sich das Regelwerk wie eingangs 
beschrieben zu stark am US-Modell der 
Unternehmensfinanzierung orientiert. 
Die Europäische Kommission hat in 
ihrem Umsetzungsvorschlag zwar eine 
Übergangsfrist bis zum Jahr 2032 vor-
geschlagen. Damit ist das Problem aber 
nur aufgeschoben und nicht gelöst. Im 
Gesetzgebungsprozess sollte hier eine 
nachhaltigere Lösung gefunden werden. 

Als wirtschaftspolitischer Sprecher der 
EVP-Fraktion im Wirtschafts- und 
Währungsausschuss des Europäischen 
Parlaments ist für mich klar, dass Banken-
regulierung die Mittelstandsfinanzierung 
nicht negativ beeinflussen sollte. Genau 
unter diesem Gesichtspunkt werde ich 
mir auch das Paket zur Finalisierung von 
Basel III anschauen. Trotz einiger guter 
Ansätze gibt es beim Kommissionsvor-
schlag nämlich noch einiges Ver-
besserungspotenzial.�

Markus Ferber MdEP,

markus.ferber@europarl.europa.eu,

www.markus-ferber.de

Markus Ferber MdEP, wirtschaftspolitischer 
Sprecher der EVP-Fraktion im Wirtschafts- und 
Währungsausschuss des Europäischen Parlaments 
sowie Sprecher des Parlamentskreis Mittelstand im 
Europäischen Parlament
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Es ist eine lange Zeit vom Jahr 1713 bis heute: Damals ist der 
Begriff „nachhaltende Nutzung“ im Kontext der Forstwirtschaft 
entstanden, mit dem ausgedrückt wurde: Es darf nur so viel 
Holz geerntet werden, wie wieder nachwachsen kann. Mehr als 
300 Jahre später ist „Nachhaltigkeit“ eines der großen Themen 
unserer Zeit. Nachhaltigkeit ist ein Dekaden-Thema, ein Mega-
trend, der nahezu alle Bereiche der Gesellschaft und Wirtschaft 
betrifft. 

Eine entscheidende Rolle bei der Umsetzung der Nachhaltig-
keitsziele fällt der Finanzdienstleistungsbranche zu: Im Zuge 
der „Sustainable Finance“, der „Nachhaltigen Finanzwirtschaft“, 

wird geregelt, dass Banken zukünftig bei der Kreditvergabe be-
rücksichtigen müssen, ob damit ein Beitrag zur nachhaltigen 
Weiterentwicklung unserer Gesellschaft und unserer Volkswirt-
schaft geleistet wird. Banken müssen hierfür von ihren Unter-
nehmenskunden Informationen erhalten. 

Zielsetzung ist es, Anreize für Investitionen in Klimaschutz 
und Nachhaltigkeit zu schaffen und Finanzströme verstärkt in 
Richtung nachhaltig agierender Unternehmen zu lenken. Um 
es deutlich zu sagen: Dies ist nicht nur mit einem signifikanten 
Aufwand für die Banken, sondern auch für die Unternehmen 
verbunden. Ein Aufwand, der sich aber durchaus lohnen kann 

Nachhaltigkeit wird  
zu wichtigem Kriterium 
bei Kreditvergaben

Foto: BWGV
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und mit großen Chancen für Unternehmen wie Banken ver-
bunden ist. Denn Verbraucher und Kunden entscheiden sich zu-
nehmend sehr bewusst für Produkte und Dienstleistungen von 
als nachhaltig eingeordneten Unternehmen. 

Gesteuert wird die „Sustainable Finance“ maßgeblich über die 
Banken-Regulatorik. Werden Unternehmen und ihre Kredit-
anfragen als nicht nachhaltig eingestuft, so können sie künftig 
als risikoreich bewertet werden mit der Folge, dass die Banken 
die Kredite mit mehr Eigenkapital absichern müssen. Darüber 
hinaus zeichnet sich ab, dass sich das Engagement von Banken 
in nachhaltig agierende und eingestufte Unternehmen in niedri-
geren Eigenkapitalanforderungen auswirken wird. Kurzum: Aus-
wirkungen auf die Kreditvergabe durch „Sustainable Finance“ 
sind zu erwarten. Wie nachhaltig ein Unternehmen ist, wird zu 
einem wichtigen Kriterium bei der Kreditvergabe. 

Taxonomie für nachhaltige Geschäftsaktivitäten 

Dies führt zur Frage: Was gilt als nachhaltig, wann ist ein Unter-
nehmen nachhaltig? An den Definitionen wird aktuell in Brüs-
sel gearbeitet. Manche Kriterien stehen fest, viele noch nicht. 
Sie alle fließen in die Taxonomie-Verordnung ein, ein EU-weit 
einheitliches Klassifikationssystem für nachhaltige Geschäfts-
aktivitäten. Dabei werden bei der Bewertung der Unternehmen 
nicht nur ökologische Aspekte berücksichtigt, sondern ebenso 
ökonomische sowie soziale und gesellschaftliche. Diese drei 
Bereiche gilt es, in ein ausgewogenes Verhältnis zu bringen. 
In der Regel werden die drei Aspekte der Nachhaltigkeit auch 
als ESG bezeichnet: E steht für „Environment“, also Umwelt; S 
für „Social“, das soziale Engagement; G für „Governance“, die 
Unternehmensführung. 

Die europäischen Planungen sehen vor, dass in einem ersten Schritt 
ab 2022 größere Unternehmen ihre Nachhaltigkeitskriterien offen-
legen müssen. In einem zweiten Schritt soll dies auch von kleine-
ren Unternehmen eingefordert werden. KMU oder kleinere Hand-

Mathias Juhl (links) und Präsident Dr. Roman Glaser (rechts) führen den BWGV als Vorstand.

Foto: BWGV
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werksbetriebe können aber auch schon früher in die Lage kommen, 
ihre Nachhaltigkeitsaktivitäten nachzuweisen. Dies kann beispiels-
weise der Fall sein, wenn sie als Zulieferer oder Dienstleister für 
größere, berichtspflichtige Unternehmen tätig sind, die von ihnen 
Nachhaltigkeitsnachweise einfordern, um die eigenen Berichts-
pflichten erfüllen zu können.

Idealer Partner des Mittelstands

Daraus ergibt sich: Die Unternehmen müssen das Thema ernst 
nehmen und sich damit intensiv beschäftigen. Es muss eine hohe 
Priorität erhalten: Zum einen, weil auf lange Frist der Geschäfts-
erfolg davon profitieren wird, zum anderen, weil Nachhaltigkeits-
kriterien direkten Einfluss auf das Kundenrating haben werden. 
Idealer Partner des Mittelstands sind hierfür die Volksbanken und 
Raiffeisenbanken – und zwar in dreifacher Hinsicht.

1.	 Volksbanken und Raiffeisenbanken sind selbst mittel-
ständische Unternehmen und befinden sich in einer ähn-
lichen Situation wie ihre Firmenkunden: Sie beschäftigen 
sich intensiv mit Zukunftsfragen, sich verändernden 
Kundenanforderungen und der damit einhergehenden not-
wendigen Transformation. Sie entwickeln Strategien hin zu 
noch mehr Nachhaltigkeit und setzen diese oftmals bereits 

um. Da die Genossenschaftsbanken vor Ort die Geschäfts-
modelle ihrer Kunden kennen, sind sie wertvoller Sparrings-
partner. In der Transformationsbegleitung helfen sie ihren 
Kunden dabei, nachhaltige Aktivitäten auf- und auszubauen. 
Sie können – nicht zuletzt dank eigener Erfahrungen – wich-
tige Impulse geben, wie die ESG-Kriterien erfüllt werden 
können. Die Motivation speist sich dabei nicht primär aus 
der Überlegung, ein gutes Nachhaltigkeits-Rating zu er-
halten, sondern vor allem aus der tiefen Überzeugung, dass 
dies ökonomisch und ökologisch sinnvoll ist. 

2.	 Mit ihrer regionalen Verwurzelung, ihrer Mitglieder- und 
Kundennähe sowie den genossenschaftlichen Werten leben 
Genossenschaften das Thema Nachhaltigkeit seit mehr als 
170 Jahren. Die als Weltkulturerbe von den Vereinten Nationen 
anerkannte Genossenschaftsidee verbindet wie keine ande-
re Rechts- und Unternehmensform wirtschaftlichen Erfolg 
und soziale Verantwortung. Solidarität, Subsidiarität, Ge-
meinschaft, Fairness, Transparenz, Mitgliederförderung: All 
dies sind genossenschaftliche Werte, die deutlich machen: 
Genossenschaften stehen glaubwürdig für Nachhaltigkeit. 
Nachhaltiges Wirtschaften im Verständnis der drei Aspekte 
Ökologie, Ökonomie und Soziales ist elementarer Teil der 
genossenschaftlichen DNA. 

3.	 Volksbanken und Raiffeisenbanken sind verlässliche Finan-
zierer des Mittelstands: Auch wenn die gesamtwirtschaft-
liche Entwicklung Deutschlands im zweiten Halbjahr 2021 
merklich an Fahrt verloren hat, steigerten die baden-würt-
tembergischen Genossenschaftsbanken erneut ihre Kredit-
vergabe deutlich. Die Kreditbestände an Firmenkunden und 
Selbstständige erhöhten sich um knapp 8 % auf 50,17 Mil-
liarden Euro. Die regionalen Genossenschaftsbanken haben 
gerade auch während der Coronakrise über verlässliche 
Kreditvergaben für Stabilität und Sicherheit in einer un-
sicheren Zeit gesorgt. Die Banken schätzen die Kreditrisiken 
weiterhin als niedrig und gut beherrschbar ein.

Nachhaltige Geschäftspolitik  
für wirtschaftlichen Erfolg

Unternehmen dürfen Nachhaltigkeit nicht als Hemmnis oder 
allein als Pflicht für ein gutes Kreditrating beziehungsweise als 
regulatorisches Thema begreifen. Dies würde dazu führen, 
Chancen und Geschäftsmöglichkeiten zu verpassen. Der große 
gesellschaftliche Veränderungsprozess hin zu einem ressourcen-
schonenden und sozialen Wirtschaften verändert Verbraucher-
verhalten und Märkte. Zukünftiger wirtschaftlicher Erfolg wird 
maßgeblich von einer nachhaltigen Geschäftspolitik abhängen. 
Dies gilt für Volksbanken und Raiffeisenbanken ebenso wie für 
ihre mittelständischen Kunden. �

Dr. Roman Glaser,

presse@bwgv-info.de,

www.wir-leben-genossenschaft.de

Rohre, Stäbe, Profile aus
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Nach nunmehr zweijähriger Pandemie bewegen sich die Fall-
zahlen der Coronainfizierten trotz genügend vorhandener Impf-
stoffe und zahlreicher Bemühungen der Politik und der Wirt-
schaft, die Bereitschaft zur Impfung zu erhöhen, weiterhin auf 
einem hohen Niveau. Dadurch ist die Krise für viele Betriebe, 
etwa aus dem Gastgewerbe, dem Tourismus, dem Einzelhandel 
oder auch dem Messe- und Schaustellergewerbe noch längst 
nicht überwunden. Derweil wurde uns durch die Pandemie 
schmerzlich vor Augen geführt, wie abhängig wir in Europa von 
internationalen Lieferketten sind und welche Defizite wir in der 
Digitalisierung haben.

Damit hat Corona die ohnehin schon bestehenden Heraus-
forderungen, denen sich die Sparkassen gegenübersehen, wei-
ter verstärkt. Gemeint sind die marktverzerrende Geldpolitik 
der EZB, die hohen Inflationsraten und der damit verbundene 
Wertverlust für Sparerinnen und Sparer sowie die ausufernde 
Regulierung. Parallel dazu hat die Pandemie den Wert von re-
gional verankerten Finanzinstituten im Wirtschaftskreislauf 
einmal mehr deutlich gemacht – und damit die Chancen der 
Sparkassen aufgezeigt.

Sparkassen verlässliche Partner

Tatsächlich waren es die Sparkassen, die sich, ebenso wie die 
Genossenschaftsbanken, auch im zweiten Jahr der Krise als 

verlässliche Partner des Mittelstands gezeigt haben. In ihrer 
Rolle als verantwortungsvolle Hausbanken haben die Spar-
kassen insbesondere in den bisherigen Lockdown-Perioden 
zahlreiche Unternehmen mit Liquidität am Leben erhalten 
und eine umfassende Beratung zu den passenden Förder-
programmen der KfW Bank oder der L-Bank angeboten. 
Hierbei konnten die Sparkassen in Baden-Württemberg auf 
die exzellente Zusammenarbeit und hohe Kompetenz der 
Landesbank Baden-Württemberg im Förderkreditgeschäft 
zurückgreifen.

Gleichzeitig haben die Sparkassen 2021 ihre Kreditzusagen 
an Unternehmen und Selbstständige nochmals deutlich er-
höht - von 16,6 Milliarden Euro in 2020 auf jetzt 17,4 Mil-
liarden Euro - ein neuer Rekordwert. Die enge Verbindung 
zwischen Hausbank und Unternehmen hat mit dazu bei-
getragen, dass sich gerade kleine und mittelständische 

Sparkassen begleiten 
den Mittelstand in der 
Coronakrise und der 
anstehenden Trans-
formation

Peter Schneider, Präsident des Sparkassenverbands 
Baden-Württemberg
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Unternehmen in der Pandemie als besonderes widerstands-
fähig erwiesen haben. Mit einem Marktanteil von rund 50 % 
sind Sparkassen und LBBW die Hauptfinanzierer dieser 
Unternehmen, die das Rückgrat der baden-württembergi-
schen Wirtschaft bilden.

Das Vertrauen, das die Sparkassen bei den Unternehmen wie 
auch bei den Privatkundinnen und -kunden genießen, drückt 
sich in den anhaltend starken Zuwächsen der Kundenein-
lagen aus, die 2021 um 4,4 % auf jetzt 166 Milliarden Euro 
geklettert sind. Gleichzeitig sorgten insbesondere Im-
mobilienfinanzierungen für einen Schub beim Bestand der 
Kredite. Dieser wuchs 2021 um 5,9 % auf 151,1 Milliarden 
Euro. Parallel dazu konnte im Wertpapiergeschäft der Netto-
absatz um rund 60 % auf 4,6 Milliarden Euro enorm ge-
steigert werden.

Sparkassen werden öffentlichem Auftrag gerecht

Damit fungieren die Sparkassen als verlässlicher Partner 
des Mittelstands und stehen als kompetenter Anbieter viel-
fältiger Finanzdienstleistungen allen Bevölkerungsgruppen 
zur Seite. Eingebettet in ihren öffentlichen Auftrag verfügt 
die Institutsgruppe ohnehin über ein nachhaltiges Geschäfts-
modell, in dessen Rahmen sie eine gestaltende Rolle für die 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung in ihren 
Regionen übernimmt.

In diesem Kontext nehmen die Sparkassen eine aktive Rolle 
als Begleiter auch für die Zweige der Wirtschaft ein, die durch 
die Lockdown-Perioden von einem Tag auf den anderen in 
eine Notsituation geschlittert sind. In vielen Branchen wird es 
auch nach Ende der Pandemie kein Zurück zur Zeit vor Coro-
na geben, denn die Bedürfnisse der Verbraucher ändern sich 
dauerhaft – ebenso wie der Markt und der Wettbewerb.

Zum Glück ist die Wirtschaft in Baden-Württemberg in der 
Lage, schnell auf veränderte Bedingungen zu reagieren. Dies 
hat sie in der Vergangenheit oft gezeigt und genau diese An-
passungsfähigkeit ist jetzt erneut gefragt. Die Sparkassen 
verstehen sich dabei nicht nur als Kreditgeber, sondern 
auch als Berater und Begleiter der Unternehmerinnen und 
Unternehmer.

Sparkassen begleiten Unternehmen 
 auf dem Weg zur Klimaneutralität

Dieselbe Rolle des begleitenden Unterstützers nehmen die 
Sparkassen auch bei der ökologischen und digitalen Trans-
formation der mittelständischen Betriebe ein, wie sie im Rah-
men des Green Deal der EU-Kommission für ein klimaneutrales 
Europa bis zum Jahr 2050 notwendig sein wird. Mittelständische 
Betriebe sehen sich in diesem Prozess zahlreichen Heraus-
forderungen gegenüber.

Bestand der Kredite Ende 2021
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Wichtig ist es, die Regelungen praxistauglich, nachvollzieh-
bar und mittelstandsfreundlich zu gestalten. Denn für die 
Unternehmerinnen und Unternehmer in Baden-Württemberg 
muss der Weg hin zu einer nachhaltigen Wirtschaft vor allem 

betriebswirtschaftlich tragfähig sein. Dabei geht es auch 
darum, die Finanzierung der vielschichtigen Transformation 
zu sichern. Wobei es aus unserer Sicht klar ist, dass die Ver-
antwortung für den notwendigen Umbau der Wirtschaft vor-
rangig bei den Wirtschaftsunternehmen liegen muss. Die 
Kreditwirtschaft kann und will nicht die Aufgabe des Schieds-
richters von Brüssel übertragen bekommen, welche Kredit-
vergaben der Taxonomie entsprechen und was nicht. Um die 
starken, exportorientierten Betriebe nachhaltig zu stärken, 
benötigen auch die mittelständischen Kreditinstitute die rich-
tigen Rahmenbedingungen, insbesondere auf europäischer 
Ebene.

Die Sparkassen in Baden-Württemberg stehen bereit, den 
Mittelstand verlässlich und kompetent bei dieser großen Auf-
gabe zu begleiten.�

Peter Schneider (Präsident), 

Stephan Schorn (Pressesprecher),

stephan.schorn@sv-bw,de,

www.sv-bw.de

Bestand an Kundeneinlagen Ende 2021

Sparkassenpräsident Peter Schneider stellte das Jahresergebnis 2021 vor.  
Pressesprecher Stephan Schorn moderierte die Pressekonferenz.

www.schwoererhaus.de

Ausgabe 37/2021

Im Test: 30 Fertighaushersteller
in Deutschland

8 weitere Anbieter erhielten
die Note sehr gut
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zum 9. Mal in Folge

Nachhaltige Bauweise, Holz aus hei-
mischen Wäldern und die Energiever-
sorgung zu 100% aus erneuerbaren 
Energien: Familie Wohlfarth hat sich 
den Wunsch vom klimafreundlichen 
Einfamilienhaus schon erfüllt. Wann 
sprechen wir über Ihre Träume?
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Was hat Corona verändert? Viele Mittel-
ständler haben während der Krisen-
monate erkannt, dass ihre Hausbanken 
allein nicht immer die erhofft verläss-
lichen Partner sind. Zugleich sorgt Co-
rona für eine neu gewonnene Offenheit 
bei Digitalisierungs- und Finanzierungs-
prozessen. Entsprechend offen probieren 
Mittelständler die digitale Finanzierungs-
plattform FinMatch aus und stellen fest: 
Das spart Arbeit – und ebnet neue Wege 
in der Unternehmensfinanzierung. 

Genau das ist der Anspruch, den FinMatch 
als führende Plattform für Corporate Fi-
nance für jeden Kunden erfüllen möchte: 
die besten Finanzierungslösungen mit 
attraktiven Konditionen bei weniger Auf-
wand für Unternehmer und Finanzchefs. 
Das ist nach Corona besonders heraus-
fordernd, hat die Pandemie doch vielen 
Unternehmen zugesetzt: Erst kam die 
Kurzarbeit, dann folgten Lieferengpässe 
sowie steigende Rohstoff- und Energie-
kosten. Das wirbelt nicht nur das Alltags-
geschäft durcheinander, es erschwert 

auch den Umgang mit den Banken. Ver-
schlechtern sich Bonitäten und damit das 
Rating, schlägt sich das umgehend in den 
Konditionen wieder. Auch die Banken 
haben zu kämpfen und berechnen ihre 
Kreditrisiken neu – häufig zu Lasten ihrer 
Unternehmenskunden. 

Das Verhältnis vieler Mittelständler zu 
ihren Hausbanken ist daher auf die Probe 
gestellt. In dieser Situation schauen 
sich viele Unternehmer und Finanzchefs 
nach Alternativen um. Bei FinMatch wer-
den sie fündig. FinMatch ist keine Bank, 
sondern eine Plattform: Hier kommen 
Unternehmen mit Banken und anderen 
Finanzierungspartnern zusammen. 

Der Vorteil einer Plattform für Mittel-
ständler: Anstatt bei jeder geplanten 
Finanzierung die Unterlagen für jede 
Finanzierungspartner einzeln aufzu-
bereiten, werden die Unterlagen an Fin-
Match übergeben und dabei die Projekte 
und Finanzierungskonzepte besprochen. 
Die Experten dort bereiten diese Doku-

mente professionell auf: Als sogenannte 
Teaser komprimieren sie auf rund einem 
Dutzend Seiten alles Wichtige über das 
Unternehmen, seine finanziellen Ver-
hältnisse, das aktuelle Vorhaben und die 
geplante Finanzierungsstruktur. Diese 
Teaser bilden eine solide Basis für eine 
qualitativ fundierte Kreditentscheidung 
bei jedem Finanzierungspartner.

Das besondere Asset:  
Fördermittel und Zuschüsse

Sozusagen als Bonus prüfen die Spezia-
listen bei FinMatch in jedem einzelnen 
Projekt, ob sich öffentliche Fördermittel 
und nicht rückzahlbare Zuschüsse in die 
Finanzierungsstruktur integrieren las-
sen. Das ist anspruchsvoll, denn es gibt 
Hunderte von Förderprogrammen mit 
den verschiedensten Ausrichtungen, 
die vor allem von Europäischer Union, 
Bundesregierung und den Ländern auf-
gelegt werden – und die sich ständig än-
dern. Ausgesprochen schwierig, hier den 
Überblick zu behalten. „Gerade wenn es 
um nicht alltägliche Förderungen geht, 
haben viele Banken Defizite und freuen 
sich über unser Know-how und unsere 

Yannick Neukamm,  
Leiter Unternehmensfinanzierung FinMatch AG

So geht Corporate 
Finance heute

C

QUALITÄT UND PRÄZISION

Artur Farr GmbH + Co. KG

Lindenstraße 9
75210 Keltern
tel +49 (0) 72 36 / 93 91 0
fax +49 (0) 72 36 / 93 91 29
info@farr-feinmechanik.de
www.farr-feinmechanik.de
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Prozessschritte für eine individuelle Finanzierung

Unterstützung im Prozess“, sagt Yan-
nick Neukamm, Leiter Unternehmens-
finanzierung bei FinMatch, und ergänzt, 
dass „sowohl Unternehmen als auch Ban-
ken von der optimierten Finanzierungs-
struktur durch Fördermittel und Zu-
schüsse profitieren“. 

 „Die Bankberater sehen nicht nur die 
Zahlen, sondern erkennen auch die Story 
dahinter – und verschaffen sich so inner-
halb weniger Minuten einen Überblick“, 
sagt Neukamm. Das Feedback aus den 
Banken sei einheitlich sehr gut: „Wir sind 
Qualitätsführer und gelten in unserer 
Branche als Benchmark.“

„Die Hausbank bietet nicht 
immer die besten Konditionen“

FinMatch arbeitet mit mehr als 600 
Finanzierungspartnern zusammen – vor 
allem Banken, aber auch Spezialisten 
etwa für Leasing, Factoring oder auch 
Mezzanine-Kapital. „Die Hausbank bie-
tet nicht immer die besten Konditionen“, 
sagt Neukamm. Je nach Finanzierungs-
wunsch des mittelständischen Unter-
nehmens wird die Anfrage passenden 
Finanzierungspartnern vorgestellt. Diese 

bieten konkrete Angebote zur Finanzie-
rung, FinMatch filtert die besten aus und 
leitet sie übersichtlich und vergleichbar 
weiter an die Unternehmen – denn bei 
denen liegt letztlich die Entscheidung.

FinMatch sorgt also dafür, dass Nachfrage 
und Angebot zusammenkommen. Diese 
Plattform-Ökonomie hat das Potenzial, 
Corporate Finance grundlegend zu ver-
ändern. Denn in der Plattform-Ökonomie 
geht es weniger um Abgrenzung als um 
ein Miteinander. Deshalb freut sich die 
FinMatch darüber, dass mittlerweile 
verstärkt Banken selbstständig auf das 
Unternehmen zukommen und aktiver Teil 

des FinMatch-Netzwerks werden möch-
ten. „Banken müssen keine Angst vor 
uns haben“, sagt Neukamm. „Wir neh-
men ihnen ja kein Geschäft weg, sondern 
bringen ihnen neue attraktive Unter-
nehmenskunden und sparen ihnen dabei 
Zeit in der Akquise und Umsetzung.“ 

„Wir nehmen keinem Finanzchef 
den Job weg“

Je jünger die Unternehmer und Finanz-
chefs, desto offener sind sie für die 
Idee, einen digitalen Dienstleister aus-
zuprobieren. „Häufig müssen wir nur 
wenig Überzeugungsarbeit leisten“, 
sagt Neukamm. Die Skeptiker unter 
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den Mittelständlern stellen FinMatch 
mitunter auf die Probe. Viele haben 
ein Projekt in der Schublade, das sie 
gern umsetzen würden – das ihre Bank 
aber nicht finanziert. „Wir lassen uns 
gern challengen“, sagt Neukamm, 
„und wenn es irgendwie möglich ist 
– dann machen wir es möglich.“ So-
bald FinMatch sozusagen unter er-
schwerten Bedingungen ihr Können 
bewiesen hat, werden auch weitere 
Finanzierungen delegiert. 

„Wir nehmen keinem CFO den Job 
weg“, sagt Neukamm. Viele seien 
froh, Aufgaben auslagern zu können. 
Diesen Mehrwert der Entlastung der 

Finanzabteilung liefert FinMatch vor 
allem Mittelständlern mit einem Um-
satz zwischen 50 und 500 Mio. Euro. 
Größere Unternehmen haben häufig 
eine eigene Treasury, kleinere sel-
ten den notwendigen Finanzierungs-
bedarf. Meist matcht FinMatch 
Transaktionen, die im zweistelligen 
Millionen-Euro-Bereich liegen. 

Mit FinMatch die Weichen  
auf Wachstum stellen

Komplett digital sind diese Trans-
aktionen allerdings selten, denn die 

Offenheit für digitale Abläufe hat 
ihre Grenzen. „Eine digitale Platt-
form funktioniert nur, wenn man die 
Unternehmer in ihrer Welt abholt“, 
sagt Neukamm. Übersetzt heißt das: 
Unternehmer und Finanzchefs be-
stehen weiterhin auf einen profes-
sionellen Ansprechpartner und das 
persönliche Gespräch, gerade wenn 
sie die Verantwortung für Millionen-
beträge abgeben.

Derzeit wird viel gesprochen, schon 
um den coronabedingten Investitions-
stau abzubauen. Viele zurückgestellte 
Projekte, mit denen neue Märkte oder 
Zielgruppen erschlossen werden soll-
ten, werden jetzt in Angriff ge-
nommen. „Die Finanzchefs der Mittel-
ständler haben derzeit mehr als 
genügend Themen, um die Unter-
nehmen wieder aufzubauen“, sagt 
Neukamm. „Während der Pandemie 
sind viele Unternehmen nur auf Sicht 
gefahren, um kurzfristige Feuer zu lö-
schen. Jetzt stehen aber wieder lang-
fristige Planungen und Finanzierun-
gen an, da sind wir der richtige 
Partner.“ Der Aufschwung kann kom-
men! �

Yannick Neukamm,

yannick.neukamm@finmatch.de 

www.finmatch.de

STANZ-& BIEGETECHNIKRIETHO GmbH • Stanz- & Biegetechnik
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Tel. 0 78 32 - 91 97-0 • Fax - 91 97-33
info@rietho.de • www.rietho.de
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Eine stabile und krisenfeste Finanzie-
rung ist für den Mittelstand ein zen-
traler Faktor für nachhaltigen Unter-
nehmenserfolg. Gerade Krisen wie die 
Coronakrise in den letzten beiden Jah-
ren lassen erkennen, wie sich einerseits 
Kapitalgeber wie Banken, Beteiligungs-
gesellschaften u. a verhalten, aber auch 
wie mittelständische Unternehmen ihr 
Finanzierungsverhalten anpassen und 
verändern.

Bei der bereits zum siebten Mal durch-
geführten Studie zur Finanzierungs-
situation im Mittelstand befragten die 
Unternehmensberatungen Ebner Stolz 
Management Consultants GmbH und 
Wolff & Häcker Finanzconsulting AG im 
vergangenen Jahr bundesweit knapp 5.000 
Unternehmerinnen und Unternehmer aus 
dem verarbeitenden Gewerbe zu den Aus-
wirkungen der Coronapandemie auf die 
Finanzierung und das Geschäftsmodell 
mittelständischer Betriebe.

Befragt nach Hemmnissen für ihr wei-
teres Wachstum nennen die Befragten 
vor allem die Wettbewerbssituation, 

fehlendes qualifiziertes Personal sowie 
Reglementierung/Bürokratie – alle drei 
Faktoren werden von mehr als 70 % als 
wachstumshemmend angesehen.

Aufgrund einer insgesamt hohen Eigen-
kapitalausstattung sowie einer guten 
Liquiditätssituation haben die meis-
ten der befragten Unternehmen (83 %) 
andererseits keine Probleme bei der 
Kapitalbeschaffung – ähnlich wie bei vor-
herigen Befragungen. 

Bei den Gründen für die Kapitalbe-
schaffung dominieren Investitionen 

(z. B. in Maschinen etc.) mit 41 % vor 
Digitalisierungsmaßnahmen mit 34 % und 
Expansion/Markterschließung mit 18 % .

Der Mittelstand setzt weiterhin auf 
klassische Finanzierungsformen – vor 
allem Bank- und Förderdarlehen sowie 
Gesellschafterdarlehen und Leasing/
Factoring. Andere Finanzierungsquellen 
(wie Private Equity oder Private Debt 
Fonds) spielen weiterhin nur eine unter-
geordnete Rolle.

Das Verhältnis zu den Hausbanken 
hat die Coronakrise bei den meisten 

Mittelstand erwartet 
Zinsanstieg und setzt 
vor allem auf klassische 
Finanzierungsformen

Marc-Michael Glaser (links) und Prof. Dr. Hendrik Wolff (rechts) beraten für die Wolff & Häcker  
Finanzconsulting AG Unternehmen rund um Finanzierungs- und Nachfolgefragen. Prof. Wolff ist  
zudem Vorstandsmitglied der MIT Stuttgart.
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Unternehmen nicht verschlechtert: 
85 % berichten über ein unverändertes 
Verhältnis, 10 % sogar über ein ver-
bessertes Verhältnis. Für viele mittel-
ständische Unternehmen hat sich die 
Finanzierungssituation nicht grundsätz-
lich geändert. Immerhin 17 % berichten 
aber über höhere Anforderungen an das 
Reporting seitens der Banken, 15 % von 
strengeren Kreditklauseln (Covenants) 
und 12 % von der Forderung nach zu-
sätzlichen Sicherheiten. Insgesamt ist 
aber festzuhalten, dass von einer weit 
verbreiteten „Kredit-Klemme“ nicht 
gesprochen werden kann, sondern die 
Versorgung des Mittelstands mit Kapi-
tal auch in den Corona-Jahren alles in 
allem funktioniert hat. 

Rund zwei Drittel der Befragten sind 
mit ihrer Finanzierungssituation so zu-
frieden, dass sie keinen Veränderungs-
bedarf bei ihren Finanzierungspartnern 
erkennen. Wenn es zu Erweiterungen 

im Kreis der Finanzierungspartner 
kommt, so werden vor allem regiona-
le Banken und internationale Banken 
dazu genommen; Finanzinvestoren 
oder FinTechs erhalten bisher nur sehr 
selten einen Zuschlag. Dies dürfte vor 
allem auch damit zusammenhängen, 
dass sich viele der mittelständischen 
Unternehmen bisher wenig mit neuen 
Finanzierungsmöglichkeiten befasst 
haben und auch die Notwendigkeit 
hierfür zurzeit nicht sehen.

Ein wesentliches Umdenken wird im 
Mittelstand die Zinssituation erfordern, 
wobei sich viele Geschäftsführer – nach 
der langen Zeit äußerst niedriger Zin-
sen – dieser Änderung bewusst sind: 
so rechnen rund die Hälfte der Unter-
nehmen mittelfristig (1 -  3 Jahre) mit 
steigenden Zinsen, langfristig (über 
3 Jahre) gehen sogar 80 % von höhe-
ren Zinsen aus. Entsprechend erwarten 
rund 87 % steigende Inflationsraten.

Welche Überlegungen  
werden in den kommenden 

Monaten und Jahren für  
die Mittelstandsfinanzierung 

wichtig werden?

Zum einen wird es darum gehen, 
die derzeit günstige Finanzierungs-
situation und das niedrige Zinsniveau 
zu nutzen, um sich gegenüber Zins-
anstiegen abzusichern. Dabei gilt es zu 
analysieren, wie die aktuelle Finanzie-
rung auf Zinsanstiege reagieren würde 
und ob z. B. eine Verlängerung von 
Laufzeiten bzw. Kreditvolumina reali-
siert werden kann und sinnvoll ist.

Zum anderen sollte der Markt für neue 
Instrumente und Anbieter beobachtet 
und verfolgt werden. So kann z. B. 
die Aufnahme eines langfristig orien-
tierten Finanzinvestors durchaus die 
Begleitung und Realisierung einer 
Unternehmensnachfolge positiv be-
einflussen. Und auch FinTechs werden 
bei der Unternehmensfinanzierung 
– ähnlich wie schon seit Jahren bei 
der Immobilienfinanzierung – an Be-
deutung gewinnen. 

Weiterhin ist darauf zu achten, dass 
die – insgesamt großzügigen und 
von einer deutlichen Mehrheit posi-
tiv beurteilten – staatlichen Unter-
stützungsmaßnahmen bei der Finan-
zierung mit abnehmender Bedeutung 
der Coronakrise zurückgefahren wer-
den dürften. Dies bedeutet für viele 
mittelständische Unternehmen, sich 
nach Alternativen umsehen zu müs-
sen bzw. ihre Finanzierungsbedarfe 
anpassen zu müssen.

Schließlich rechnen viele mittel-
ständische Unternehmen mit einem 
deutlichen Wachstum nach Ende der 
Coronakrise und einer Normalisie-
rung der Lieferketten. Es stellt sich 
daher die Frage, wie dieses Wachstum 
sowie ggf. neue Geschäftsbereiche, 
Produkte und der Erwerb von ande-
ren Unternehmen finanziert werden 
kann. Auch dies sollte rechtzeitig mit 
bestehenden Kapitalgebern – oder 
auch neuen Ansprechpartnern – dis-
kutiert und geplant werden. Auch 

Finanzierungsformen im Mittelstand – Studienergebnisse aus 2021



17Nr. 2 | 2022

Transformationsvorhaben – wie die 
zunehmende Digitalisierung von Ge-
schäftsmodellen und Prozessen – wer-
den in vielen Fällen eine zusätzliche 
Finanzierung erfordern und sollten 
rechtzeitig in die Finanzplanung ein-
bezogen werden.

Trotz möglicher Zinsanhebungen: die 
Liquiditätssituation spricht weiterhin 
dafür, dass die Beschaffung von Kapi-
tal für den Mittelstand in der Mehr-
zahl der Fälle erfolgreich stattfinden 
wird. Allerdings könnten die Zeiten 
von Zinsen nahe Null in den kommen-
den Jahren vorbei sein. Und damit 
wird der Planung und Ausgestaltung 
von Finanzierungsmaßnahmen eine 
höhere Bedeutung zukommen.�

Marc-Michael Glaser,  

Prof. Dr. Hendrik Wolff,

marc.glaser@whf-ag.de,  

hendrik.wolff@whf-ag.de,

www.whf-ag.de

Erwartete Zinssituation im Mittelstand
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Corona hat unsere Welt verändert. Bei Unternehmen, deren 
Auftragslage gut ist, steigen durch die Coronakrise die Risiken 
von Zahlungsausfällen erheblich. 

Ein professionelles und proaktives krisenfestes Forderungs-
management hilft, diese Risiken in der jetzigen Pandemie zu 
minimieren. Ein schnell wirksames und kundenorientiertes 
Forderungsmanagement ist von größter Bedeutung zur Siche-
rung der Liquidität eines Unternehmens. 

75 % aller Unternehmensinsolvenzen in Deutschland sind auf 
Forderungsausfälle zurückzuführen. Mit jedem Zahlungsziel 
wird dem Kunden ein Kredit in Höhe der Forderungen gewährt. 
Ein Unternehmen agiert somit oft als Kreditgeber für seine Lie-
feranten. Das wird durch das Gewähren langer Zahlungsziele 
und verzögerter Zahlungseingänge weiter verstärkt. Wenn die 
Bezahlung für eine erfolgte Lieferung oder Leistung nicht – oder 
nicht rechtzeitig – erfolgt, gerät das Unternehmen schnell in 
einen Liquiditätsengpass.

Es ist wichtig, in der jetzigen Zeit die Kunden richtig und ein-
fühlsam auf ausstehende Zahlungseingänge anzusprechen. 
Oftmals lassen sich die Fälle außergerichtlich regeln. In der ak-
tuellen Situation ist im Forderungsmanagement besonders viel 
Fingerspitzengefühl gefragt.
Auf der einen Seite sind eine proaktive Kommunikation mit den 
säumigen Kunden mit Hilfe spezieller Mahnrhetorik und praxis-
erprobten Formulierungen wichtig, auf der anderen Seite sind 
effektive Mahnstrategien gefragt.

Wer in der Rechnung konkrete Fälligkeitsfristen aufnimmt, setzt 
dem Kunden nicht nur ein klares Zahlungsziel, sondern setzt ihn 
nach Ablauf dieser Frist sofort in Verzug. Bei Geschäften unter 
Kaufleuten tritt der Verzug auch ohne Vereinbarungen, spätes-
tens 30 Tage nach Fälligkeit einer Rechnung und Empfang der 
Gegenleistung ein. Obwohl eine Mahnung juristisch nicht mehr 
notwendig ist, kann sie nach dem Verstreichen der Frist jeder-
zeit ausgesprochen werden: „Und zwar am besten schriftlich mit 
Angabe von Datum, Rechnungsnummer und Fälligkeit sowie, 

Steffen Kowalski ist freiberuflicher Inkassotrainer, Fachmann für Forderungsmanagement (FUW), Kuratoriumsmitglied im Bundesverband für Credit-
Management BvCM, Fachbuchautor und Referent zu den Themen Telefon-Inkasso, Credit Management und Forderungsmanagement.  
Seit 2008 betreibt er ein Schulungszentrum für Forderungsmanagement.  
In einem staatlich zugelassenen Fernlehrgang können Mitarbeiter/-innen eine Qualifikation zur Fachkraft für Forderungsmanagement erwerben.  
Steffen Kowalski hat sich auf das Telefon-Inkasso-Training spezialisiert und ist mittlerweile einer der bekanntesten und erfolgreichsten Trainer auf 
diesem Gebiet in Deutschland. 

Forderungs-
management 
in der Krise – 
so sichern Sie 
Ihre Liquidität
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falls vorhanden, der Lieferscheinnummer.“ Der Gläubiger kann 
dann nicht nur die ursprünglich vereinbarte Summe, sondern 
auch Verzugszinsen sowie Mahngebühren einfordern. 

Explizite Formulierungen, wie „Gemäß § 286 Abs. 3 BGB ge-
raten Sie spätestens nach 30 Tagen nach Erhalt dieser Rechnung 
in Verzug“ oder entsprechende Regelungen in den allgemeinen 
Geschäftsbedingungen haben sich bewährt.
Um nicht mit ganzer Kraft offene Türen einzurennen, ist es vor 
dem Verschicken einer Mahnung sinnvoll, den Kunden persön-
lich anzusprechen. Auch eine Erinnerungs-Mail hilft, wenn die 
Rechnung wirklich nur vergessen wurde oder liegengeblieben 
ist. Eine freundliche Nachfrage ist angebracht, wenn der Kunde 
die Zahlungsfrist um ein bis zwei Tage überzogen hat. 
Erst nach der zweiten Mahnung, sollten Betroffene weitere 
Maßnahmen einleiten.
Um rechtlich auf der sicheren Seite zu sein, sollte auch schrift-
lich mit Angabe von Datum, Rechnungsnummer und Fälligkeit, 
bei gelieferter Ware auch die Lieferscheinnummer, gemahnt 
werden. 
Eine Fristsetzung ist nicht erforderlich und ob man ein-, zwei- 
oder dreimal mahnt, bevor der Rechtsanwalt oder ein Inkasso-
unternehmen zum Eintreiben der Forderung eingeschaltet wird, 
bleibt dem Gläubiger überlassen. Der Gläubiger kann dann 
nicht nur die ursprünglich vereinbarte Summe, sondern auch 
Verzugszinsen sowie Mahngebühren einfordern. Bei Rechts-
geschäften, an denen keine Verbraucher beteiligt sind, stehen 
den Gläubigern neben den Verzugszinsen auch eine Verzugs-
pauschale in Höhe von 40 Euro je Entgeltforderung zu. 

Mahntelefonat als Problemlösung

Neben einem persönlichen Besuch ist das Mahntelefonat die 
erfolgreichste und effektivste Form der Forderungsrealisierung. 
Man erfährt sofort den Grund für die ausbleibende Zahlungen. 
Je nach Sachlage kann sofort eine kundenorientierte Lösung 
erarbeitet werden. So tritt der Gläubiger als Problemlöser und 
nicht als Schuldeneintreiber auf. 
Wichtig ist jedoch der Zeitpunkt des ersten Anrufs. Bei 
einem zeitnahen Mahntelefonat können im ersten Schritt 
Realisierungsquoten von 50 bis 70 % erreicht werden. Doch 
bringt es nichts, einfach zu telefonieren: Nett, freundlich und 
kooperativ, jedoch mit verbindlicher Fragestellung und Ge-
sprächsführung, so sollte ein Mahntelefonat aufgebaut sein. 

Deswegen muss es zunächst gut vorbereitet werden. Machen 
Sie sich dafür klar: 

Bevor Sie zum Hörer greifen, sollten Sie sich entsprechende 
Stichpunkte notieren. Legen Sie sich alle Unterlagen, die Sie 
vermutlich benötigen, bereit, vor allem die Rechnung, aber auch 
Kundendaten, Korrespondenz etc. 

 
Checkliste: 

• 	Eindeutige Zahlungsfristen können den Geldeingang 
beschleunigen 

•	Telefoninkasso verbessert die Zahlungseingänge
•	 Säumige Zahler geraten auch ohne Mahnungen in Ver-

zug, bei Hinweis auf der Rechnung

 
Vorbereitung für das Mahntelefonat:

Was will ich erreichen?  
	 (Gesprächsziele oder Teilziele setzen)

Wen will ich anrufen?  
	 (Firma, Forderungshöhe, Mahnstufe)

Wann will ich anrufen?  
	 (Kernzeit, Tischzeit, Gleitzeit, Feierabend)

Welche Fragen will ich stellen?  
	 (Zahlungstermin, Fristsetzung)

Welche Fragen wird mein Kunde stellen?

Was darf ich nicht sagen?

Welche Kompromisse oder Zugeständnisse kann ich machen?

Wie entkräfte ich Einwände?

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

LIEFERUMFANG 

✓ Automatischer Dispenser  
✓ Inkl. Design - Standfuß 
✓ Inkl. 4 x 1,5 V C Batterien 
✓ Inkl. Abtropfschale 

GL GmbH Nürtinger Str. 23-25 D-72636 Frickenhausen 
Phone: +49 (0)7022 / 94322-44 |  info@gl-gmbh.de 

 

TECHNISCHE DATEN 

• Höhe: 1,32 m 
• Breite: 0,38 m 
• Tiefe: 0,42 m 
• Gewicht: 16 kg 
• Füllmenge: ca. 1000 ml 
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DESINFEKTIONS TOWER 

• Berührungslose Handhabung 
• Optimale Dosierung dank Sprühnebel 
• Maximale Hygiene  
• Einfaches Befüllen mit jedem verfügbaren 

Desinfektionsmittel 
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Auf einen Telefoninkasso-Anruf gibt es nur drei Antwort-
möglichkeiten: Bereiten Sie sich auf alle drei vor!
1.	 Zahlungsbereitschaft – prima, jetzt müssen Sie nur noch die 

Modalitäten klären.
2.	 Zahlungsverweigerung - wenn es keine überzeugende Be-

gründung gibt, müssen Sie den Fall dem Gerichtsvollzieher 
übergeben. 

3.	 Redet der Kunde um den heißen Brei herum, müssen Sie 
überlegen, wie Sie ihn zur Bezahlung motivieren. Überlegen 
Sie, wie kann ich argumentieren?

	
Das Mahntelefonat untergliedert sich in fünf Abschnitte:
1.	 Begrüßung: Hier wird dem Kunden unmissverständlich und 

freundlich mitgeteilt, wer gerade anruft, denn Grundlage 
und Voraussetzung für den Aufbau von Vertrauen ist immer 
die gegenseitige Identifizierung. Die Begrüßung startet mit 
einer netten und freundlichen Grußformel, dem Namen der 
Firma und dem eigenen Namen mit Vor- und Nachnamen 
sowie vorheriger Ankündigung: „Guten Tag, Müller Fabrik 
GmbH, mein Name ist Martin Meier.“

2.	 Anrufgrund: Folgender Inhalt sollte nicht fehlen: Monat der 
Lieferung oder Leistungserbringung, der Rechnungsbetrag 
und das Rechnungsalter.

3.	 Weiterführende Frage: „Bis wann können wir mit der Be-
zahlung rechnen?“

	 Merke: Niemals die Frage stellen: „Warum haben Sie noch 
nicht bezahlt?“, denn dann muss sich der Kunde recht-
fertigen, und gerät in eine Abwehrhaltung – erst recht, 
wenn Wortwahl und Tonfall vorwurfsvoll und belehrend wir-
ken. Formulierungen wie: „Sie haben die Forderung immer 
noch nicht gezahlt!“ sind auch nicht ratsam, ebenso wie 
geschlossene Fragen: „Haben Sie unsere Mahnung/Rech-
nung denn nicht erhalten?“, sind für den Schuldner eher 
eine hervorragende Vorlage, sich der Verantwortung zu ent-
ziehen. Betreiben Sie auch keine Ursachenforschung („War-
um-Frage“), sondern suchen Sie nach einer Lösung.

4.	 Einwandbehandlung: Treten Sie sicher und bestimmt auf 
und vermeiden Sie weichgespülte Formulierungen, schließ-
lich sind Sie im Recht! Lassen Sie auch nicht mit sich handeln 
und gestehen Sie erst recht nicht sofort einer Zahlungsver-
schiebungen zu. Sie kann allenfalls am Ende stehen.

5. 	 Am Ende sollten Sie das Gesprächsergebnis zusammenfassen 
und sich vom Gesprächspartner verbal bestätigen lassen. Ach-
ten Sie dabei auf eine konkrete Zahlungsvereinbarung.

Reflektion

Nachdem Sie aufgelegt haben, lohnt sich eine kleine Manöver-
kritik. Fragen Sie sich, was habe ich erreicht? Was ist organisa-
torisch zu veranlassen? Von wem? Wann? Wo? Wo waren meine 
Schwachstellen? Was hätte ich besser machen können? Was 
lerne ich daraus für die Zukunft?

Rhetorik – erfolgreiche Fragetechnik

Bei der Gesprächsführung sollten Sie darauf achten, weniger zu 
sagen und mehr zu fragen, denn wer fragt, der führt: Die Frage 
lenkt und beeinflusst die Gedanken des Gesprächspartners; be-
schleunigt das Gespräch; vermittelt einen interessierten und 
sympathischen Eindruck; gewinnt die notwendigen Informatio-
nen; lässt den Gesprächspartner für Sie arbeiten; gewinnt Zeit, die 
Sie für kurzfristiges Überlegen benötigen; gibt in der Abschluss-
phase Entscheidungshilfe. Dafür sind offene Fragen nötig, also sol-
che, die nicht nur mit Ja oder Nein beantwortet werden können! 
Geschlossene Fragen sind meistens manipulativ und suggestiv, 
sie engen ein, geben Entscheidungen vor und setzen den Partner 
unter Zugzwang. Vermeiden Sie sie deshalb soweit möglich.

Wichtig auch: Sprechen Sie deutlich, nicht zu laut und nicht zu 
leise, nicht zu schnell, nicht zu langsam. Fassen Sie sich kurz 
und benutzen Sie keine firmeninternen Abkürzungen. Ver-
meiden Sie laute Nebengespräche im Büro und unterbrechen 
Sie das Gespräch nicht, weil gerade ein anderes Gespräch an-
kommt. Wenn Sie eine Aussage Ihres Gesprächspartners nicht 
verstanden haben, fragen Sie sofort.
Hören Sie konzentriert und interessiert zu. Damit drücken Sie 
Achtung vor dem anderen aus. Ihr Gesprächspartner soll nicht 
den Eindruck bekommen, er habe nur eine tote Leitung.

HERTWECK Qualitätsprodukte.
Steigern Sie Ihre Produktivität 
mit noch präziseren Werkzeugen.
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Versuchen Sie, sich in die Lage des anderen zu versetzen. Den-
ken Sie aber auch daran, dass sich das Mitteilungsbedürfnis 
eines Menschen erhöht, wenn er emotional aus dem Gleich-
gewicht gerät. Unterbrechen sollte man nur im wirklichen Not-
fall und dann möglichst am Satzende.

Häufig schleichen sich Fehler in der Gesprächsführung ein, die ein 
Gespräch in die Länge ziehen, das Gesprächsklima belasten und es 
letztendlich dem Schuldner leicht machen, sich zu entziehen. 
Mit „Wie wollen wir die Sache regeln?“ ziehen Sie das Gespräch 
wieder an sich. Aus dem Monolog wird ein Dialog. Der Tonfall 
wird angenehmer.
Vermeiden Sie lange Monologe. Die ideale Gesprächsdauer bei 
einem Dialog liegt bei höchstens einer halben, im äußersten Fall 
bei einer Minute.
Vermeiden Sie den erhobenen Zeigefinger und die „Du-Bot-
schaften“. Verwenden Sie stattdessen „Ich-Botschaften“. Sagen Sie 
nicht: „Das sehen Sie falsch“, sagen Sie lieber: „Ich sehe das anders“.
Denken Sie daran, dass die Kommunikation bei Ihrem Partner 
nur auf dem einen Kanal „Gehör“ ankommt. Versuchen Sie, alles 
einen Ton höflicher zu sagen als beim direkten Gespräch.
Bleiben Sie beim Thema. Lassen Sie sich durch nichts ablenken. Es 
wäre peinlich zuzugeben: Ich habe im Augenblick nicht aufgepasst!
Drücken Sie sich positiv aus. Auch wenn Sie Unangenehmes 
sagen müssen. Ein negativer Inhalt mit negativen Formulierun-
gen vervielfacht den negativen Eindruck.�

Steffen Kowalski,

info@inkasso-trainer.com,

www.inkasso-trainer.com

 
Die 10 schlimmsten Fehler, die Sie  
vermeiden sollten: 

1.	 Voreingenommenheit 
2. 	 Frage zielt nicht direkt auf die konkrete 

Zahlungsvereinbarung 
3. 	 Ursachenforschung („Warum-Frage“) statt 

Lösungsorientierung 
4. 	 Wortwahl und Tonfall wirken vorwurfsvoll und belehrend 
5. 	 Vom Thema ablenken lassen 
6. 	 Unsicheres Auftreten, Weichmacher-Formulierungen 
7. 	 Zu viel Mitgefühl, weich werden, Fakten vergessen 
8. 	 Mit sich handeln lassen, sofort Zahlungsver-

schiebungen zulassen 
9. 	 Zu unkonkrete Zahlungsvereinbarungen 
10.	 Abruptes Gesprächsende ohne gemeinsame 

Vereinbarung. 
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Der Bundesminister für Wirtschaft und 
Klimaschutz, Robert Habeck, hat mit 
seinem überraschenden Stopp der KfW-
Förderprogramme für energieeffiziente 
Gebäude am 24.01.2022 viel Vertrauen 
in seine Politik verspielt. Allein dem 
Druck der CDU ist es zu verdanken, 
dass die eingegangenen und noch nicht 
bewilligten Anträge noch bearbeitet 
werden.

Gerade als grüner Minister wäre Ha-
beck gut beraten gewesen, die Förde-
rungen nicht einzustellen und einen 
Nachtragshaushalt für das entstandene 
Defizit erstellen zu lassen. Denn 40 % 
der CO2-Emissionen weltweit fallen auf 
Gebäude zurück. Hierbei entstehen ca. 
die Hälfte der Emissionen bei der Her-
stellung und die weiteren 50 % beim 
Energieverbrauch von Gebäuden.

Gerade die KfW-Förderungen waren 
Anreiz für viele Bauherren, den 
Energiestandard ihrer Gebäude zu er-

höhen und über die gesetzlichen An-
forderungen hinauszugehen. Dies hatte 
sowohl positive Auswirkungen auf die 
Gebäudehülle, d. h. den Wärmever-
lust von Gebäuden, als auch auf die 
energieeffizientere Anlagentechnik. 
Durch die Verwendung von Wärme-
pumpen, verbunden mit dem Einsatz 
von PV-Anlagen, war es möglich, die 
besser gedämmten Gebäude nahezu 
autark betreiben zu können. In Verbin
dung mit der Ladeinfrastruktur für 
E-Mobilität durchaus ein sinnvolles 
Gesamtkonzept.
Da die Baupreise aufgrund der stei-
genden Energiepreise, des Rohstoff-
mangels und des Fachkräftemangels in 
den letzten Monaten bereits extrem an-
gestiegen sind, ist es für viele Bauherren 
ohne Förderung nicht mehr möglich, 
über das gesetzlich vorgeschriebene 
Maß Einsparmaßnahmen in Bezug auf 
CO2-Emissionen vorzunehmen.

Nach Schätzung eines Forschungs-
instituts wären die Hälfte der geplanten 
Bauvorhaben zwischen November und 
Mai förderfähig gewesen. Dies zeigt 
zum einen den Erfolg des Anreizes, zum 
anderen aber auch die Dramatik, dass 
bei geschätzt 50.000 Bauvorhaben nun 
ein wichtiger Baustein der Finanzie-
rung fehlt.

Dass neben dem vorzeitigen Stopp des 
KfW-55-Programms, das am 31.01.2022 
planmäßig ausgelaufen wäre, auch das 
KfW-40-Programm und die KfW-Förde-
rung der energetischen Sanierungen, 
ohne Perspektive seitens des Minis-

teriums, auf Eis gelegt wurden, ist für 
die Bauwirtschaft und die Bauherren 
ein harter Schlag. Solche Projekte be-
nötigen einen nicht unerheblichen 
Planungsvorlauf, der, sollten die Bau-
vorhaben nicht mehr finanziert werden 
können, als Kostenfaktor an den Bau-
willigen hängen bleibt.

Die Grünen kommen dadurch ihrem Ziel 
näher, Einfamilienhäuser zu verhindern, 
vergessen aber dabei, dass dieser Förder-
stopp auch Auswirkungen auf die zu-
künftigen Mieten hat. Denn auch In-
vestoren von Mehrfamilienhäusern 
haben die KfW-Förderungen genutzt und 
damit ihren Mietern ermöglicht, in einem 
energetisch verbesserten Wohnhaus ge-
ringere Nebenkosten zahlen zu müssen. 
Beim aktuell angespannten und hoch-
preissegmentigen Wohnungsmarkt ein 
durchaus wichtiger Aspekt, um Mieten 
noch bezahlbar zu halten. Kein wirtschaft-
lich denkender Investor wird ohne Förde-
rung bei den heutigen Baupreisen einen 
erhöhten Energiestandard realisieren 
können. Was zeigt, dass das grün ge-
führte Wirtschafts- und Klimaschutz-
ministerium weder ökonomisch noch 
ökologisch denkt. Grüne Politik bleibt 
Verbotspolitik. Mit wirtschaftlichen An-
reizen meint man, die Wohlhabenden 
noch reicher zu machen. Sinnvolle und 
erfolgreiche Wirtschafts- und Umwelt-
politik sieht anders aus.�

Nicole LaCroix,

info@lacroix-architecture.com,

www.lacroix-architecture.com

Dipl.-Ing. Nicole LaCroix, Freie Architektin, 
Inhaberin eines mittelständigen Architekturbü-
ros, geschäftsführende Gesellschafterin zweier 
Wohnungsbaugesellschaften in Karlsruhe und 
München, Fraktionsvorsitzende der CDU/FDP-
Fraktion in Stutensee, MIT-Kreisvorsitzende und 
stv. CDU-Kreisvorsitzende Karlsruhe-Land, stv. 
Bezirksvorsitzende der FU Nordbaden, Mitglied 
im Landesfachausschuss für Wirtschaft und 
Wohnungsbau

KfW-Förderung vorerst                                      
                 eingestellt
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MIT Bodensee

Arbeitskreis ökologische 
Steuerreform 

Aus den Kreisen & Bezirken

Im September 2020 diskutierten wir in 
einer Vorstandssitzung über Ökologie und 
Steuern. Unser grundsätzliches Verständ-
nis war, dass Steuern den Umweltschutz 
nicht beeinträchtigen, ja besser, fördern 
sollten. Andererseits sollte die Art der 
Steuererhebung den Bürger und die Unter-
nehmen nur insoweit belasten, wie die Da-
seinsvorsorge durch den Staat es erfordert.
Aus ökologischer Sicht, also der Betrachtung 
unserer Gesamt-Umweltsituation (Klima- 
und Umweltschutz), stellte sich damals die 
Frage, wo und wie der Staat mit Hilfe von 
Steuern lenkend in das Verhalten von Bür-
gern und Unternehmen eingreift.
Mit diesem ersten Ansatz bildeten wir 
eine Arbeitsgruppe, die durchaus bunt 
besetzt war mit Mitgliedern und Gäs-
ten (u.a. auch von Mitgliedern Bünd-
nis90/Die Grünen und der Gemein-
wohl-Ökonomie GWÖ). Federführend 
waren Roland Dvorak, Patricia Jabs, 
Hartmut Kräwinkel (MIT) und Roland 
Hirscher (Bündnis90/die Grünen).
Wir hatten uns dann darauf eingeschossen, 
die „alte“ CO2-Steuer in ihrem Auf-
kommen, ihrer Verwendung und ihrer 
Lenkungswirkung zu untersuchen. Diese 
1999 eingeführte Steuer (2003 erhöht) ist 
unserer Nachforschung zufolge durchaus 
zwiespältig zu betrachten. Einerseits wird 
angeführt, dass sie der wesentliche An-
lass zur Produktion sauberer Pkw gewesen 
sei. Andererseits wird dieser Effekt über-
deckt durch die in der Menge größeren, 
schwereren und mit stärkeren Motoren 
ausgestatten Pkw. Im Effekt ist der CO2-
Ausstoß nicht zurückgegangen. Und wofür 
wurden die eingenommenen Steuergelder 
verwendet? Zu mehr als 80 % zur Finanzie-
rung der Renten. Die dringend benötigte 
Vielzahl an Windrädern ist davon nicht ge-
baut worden.

Die Befürworter einer entsprechenden 
Lenkungsabgabe gehen davon aus, dass 
die „Bestrafung“ durch Besteuerung bei 
der Nutzung klimaschädlicher Brennstoffe 
(also Öl, Gas, und Kohle) nicht hoch genug 
war, der Lenkungseffekt somit – zumindest 
nicht ausreichend – gewirkt habe.
Die Notwendigkeit einer entsprechenden 
CO2-Abgabe mit steigendem Zwang zur 
Umsteuerung auf alternative Energien ist in-
zwischen zum allgemeinen Verständnis ge-
worden. Und so wurde die neue CO2-Steuer 
auch vom Bundestag in 2020 beschlossen. 
Diese haben wir uns dann etwas genau-
er angesehen: Was besteuert wird, ist der 
Treibhausgasausstoß und dies in Form 
der eingekauften Energie Öl, Gas oder 

Kohle (und allen Abwandlungen). Energie 
ist heute die Grundlage unseres Lebens 
und auch des Überlebens. Anders als vor 
mehr als 100 Jahren, als die menschliche 
Kraft oder die Kraft von Tieren allein zum 
Nahrungserwerb für ca. 1 Milliarde Men-
schen eingesetzt werden konnte, ist die Er-
nährung und das Leben von heute beinahe 8 
Milliarden Menschen nur auf der Grundlage 
ausreichend vorhandener Energie möglich.
So braucht heute praktisch jede mensch-
liche Aktivität externe Energie. Neben Ver-
kehr und Heizen setzt jeder Verbraucher 
und jedes Unternehmen notwendiger-
weise Energie ein und zahlt inzwischen die 
CO2-Steuer, egal ob für Gebäudeenergie 
oder für die Produktion von Gütern. 

Abb. 1: Die linke Säule enthält Gewinnerhöhung und CO2-Steuer als Herstellkosten; die rechte Säule  
CO2-Steuer betrachtet wie Umsatzsteuer (fiktive Zahlen).

Vergleich CO2-Steuer wie eingesetzt gegen MwSt-Verfahren
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Wenn wir eine Lieferkette betrachten, so 
gehen die CO2-Mehrkosten bei jedem 
Schritt in die Herstellkosten ein. Jeder 
Unternehmer der Lieferkette hat nun ver-
schiedene Möglichkeiten zu reagieren. Er 
kann versuchen, den entstandenen Preis 
weiterzugeben, alternative Energien und/
oder Maschinen oder Prozesse mit geringe-
rem Energiebedarf oder bessere Gebäude-
dämmung einzusetzen. 
Bei einigen unserer Mitglieder nachgefragt 
erhalten wir zur Antwort, dass sich die hö-
heren Preise nicht immer durchsetzen las-
sen. Andererseits sind Alternativen – ein 
neuer Fuhrpark etwa – für kleine Betriebe 
nicht mal eben machbar. 
Kann der Unternehmer den CO2-in-
klusiven Preis weitergeben und seine 
prozentuale Gewinnmarge beibehalten, 
so erhöht sich natürlich sein absoluter 
Gewinn. Am Ende der Lieferkette blei-
ben dem Endverbraucher diese Mehr-
belastungen und die hierauf entfallende 
erhöhte Mehrwertsteuer.
Dies führt zu einer breitbandigen Preis-
erhöhung in allen Bereichen unseres 
Lebens.
Sind genügend und bezahlbare Alter-
nativen da, kann man davon ausgehen, dass 
die beabsichtigte „Lenkungswirkung“ auch 
erreicht wird. Allerdings zeigen einfache 
Kalkulationen insbesondere für die Ge-
bäudemodernisierung im privaten Bereich 
(trotz erheblicher staatlicher Förderung bis 
zu 45 % ), dass dies kaum der Fall ist.
Wir gehen deshalb davon aus, dass zu-
mindest die oben geschilderte Ab-
wälzung auf den Verbraucher auf eine 
inflationäre Tendenz hindeuten. Die 
CO2-Bepeisung sollte deshalb für Unter-
nehmen möglichst kostenneutral sein 

und dem Verbraucher mindestens teil-
weise zurückgegeben werden (Abb. 1). 
Die Rückgabe der Steuer an die Be-
völkerung ist übrigens immer noch nicht 
festgelegt; schon bei der Streichung oder 
Minimierung der EEG-Umlage gibt es Pro-
bleme, die Bürger stöhnen über die hohe 
Belastung. Unternehmer mit höheren 
Energiekosten wandern bereits heute ab. 
Die Politik konterkariert die Lenkungs-
wirkung z. B., wenn sie über die Erhöhung 
der Pendlerpauschale spricht. Kommt die 
CO2-Steuer zu früh, haben wir zurzeit 
zu wenig alternative Energie, sollten wir 
anstelle der CO2-Steuer erst durch eine 
Sonderumlage (vermögensabhängig) Ins-
tallationen in alternative Energien gezielt 
fördern?
Gleichzeitig sollten unbedingt die sog. 
„umweltschädlichen“ Investitionen von 
der Politik kritisch angesehen werden. 
Zählt man alles zusammen, kommt man 
auf 65 Mrd Euro. Wenn auch nur ein Teil 

gestrichen und für neue Anlagen zur Er-
zeugung alternativer Energie verwendet 
wird, reduzieren sich die Kosten der 
Energiewende entsprechend (Abb. 2).
Des Weiteren wollten wir nun wissen, wo 
die BRD tatsächlich bei der Energiewende 
steht und was auf uns zukommt. Auch 
wollten wir wissen, welchen Autarkiegrad 
die Bundesrepublik mit alternativer Ener-
gie erreichen könnte. Dazu schickten wir 
Fragen an die Bundesministerien für Um-
welt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
(BMU), für Wirtschaft und Energie (BMWi) 
und an die Bundesnetzagentur. Ersteres lei-
tete unsere Frage gleich an das zweite wei-
ter. Das Wirtschaftsministerium antworte-
te uns direkt, gab uns mehrere Zahlen zum 
Stromverbrauch an und wies auf eine bei 
Prognos in Auftrag gegebene Studie hin. 
Die Bundesnetzagentur wies auf ihre Inter-
netseite hin, auf der auch einige interes-
sante Publikationen zu finden sind.
So haben wir weiter geforscht. Es gibt tat-
sächlich viele Informationen; in allen ste-
cken Annahmen, die Ergebnisse decken 
in der Regel jeweils nur Teilbereiche ab. 
Vergleichbarkeit ist nur schwer zu erreichen. 
Ein großes Problem der alternativen Ener-
gien (Wind-/Solarkraft) ist ihre Abhängig-
keit vom Wetter. Damit sind Energie-
speicher eine absolute Notwendigkeit. 
Batteriespeicher haben zwar den Vorteil 
geringer Energieverluste, taugen aber zu-
mindest heute nicht für eine längerfristige 
Speicherung. Die BRD setzt deswegen – 
wie wir meinen, absolut gerechtfertigt –  
auf die Wandlunge von Strom in Wasser-
stoff. Dieser kann, evt. umgewandelt in 
Methan, in vorhandenen (und in der An-

Abb. 2: Branchenaufteilung „umweltschädlicher“ Subventionen

Weinmann Aach AG 
I  Am Eichwald 6  I  72280 Dornstetten 
I  info@weinmann-aach.de
I  www.weinmann-aach.de
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zahl noch zu ergänzenden) Kavernen ge-
speichert werden. Als Methan könnte er 
über angepasste, aber bereits vorhandene 
Gasleitungen für die Gebäudeenergie 
sowie als Prozessgas in der Industrie ein-
gesetzt werden. Die Rückverwandlung in 
Strom funktioniert auch. 
Fakt ist jedoch, dass bei jedem Schritt 
(Strom  Gas  Strom) bis zu 50 % der Ener-
gie verloren gehen. Daran wird gearbeitet, 
Wärmerückgewinnung bei diesen Prozes-
sen kann die Effektivität erhöhen, braucht 
aber weitere Infrastruktur.
Geht man von heutigen 580 TWh (Tera-
Wattstunden = 1012 Wattstunden) allein 
für die jährliche Strommenge der BRD aus, 
gelangen wir mit unseren Überschlags-
rechnungen (siehe Abb. 3) zu einem ge-
pufferten Bedarf von 1.286 TWh, erzeugt 
allein aus Windenergie und Photovoltaik.
Addiert man den Bedarf von Verkehr, Ge-
bäude und Industrie (jeweilige Energie-
form angenommen mit entsprechenden 
Wirkungsgraden für die Energiewandlung) 
gelangen wir zu einem Gesamtbedarf der 
BRD von über 3.569 TWh alternativer Ener-
gie. Im Vergleich zum heutigen Gesamt-
energiebedarf der BRD von 2.514 TWh 
scheint unsere Rechnung durchaus im rea-
listischen Bereich zu liegen.
Unterstellt man, dass die maximale 
Dichte an Windkraftanlagen in der BRD 
durch den von Wirtschaftsminister Ha-
beck angegebenen Flächenbedarf von 
2 % gegeben ist und dass der Ausbau der 

Photovoltaik von momentan 2 Millionen 
Anlagen auf bis zu 14 Millionen hoch-
gezogen werden kann (siehe Abb. 4), 
ergeben unsere Kalkulationen eine Au-
tarkie von 62 % beim Strom und 23 % 
bei der Gesamtenergie. Hinsichtlich der 
Gesamtenergie wäre der Bedarf von ca. 
77 % externer Energie größenordnungs-
mäßig etwa wie heute. Nur die Energie-

form muss dann eine komplett andere 
sein: Hochstromleitungen aus südlichen 
Ländern und Einfuhr von Wasserstoff, Me-
than, Methanol z. B. aus nordafrikanischen 
Ländern.
Wir fragen uns (unsere weiteren Rechnun-
gen zu den Kosten können wir gerne an an-
derer Stelle nachreichen), wie bei der heu-
tigen Vorgehensweis und der gegebenen 
politischen Situation
•	 die notwendigen Installationen zur 

alternativen Energieerzeugung inner-
halb Deutschlands erreicht werden 
sollen,

•	 die Bevölkerung über die anstehenden 
Investitionen, die jeden Einzelnen von 
uns Wohlstand kosten werden, vor-
bereitet wird,

•	 die zukünftige, international not-
wendige Energieversorgung bei gleich-
zeitiger Klimaneutralität politisch in die 
Wege geleitet wird,

•	 eine Sicherheitspolitik betrieben wird, 
die unseren Bedarf an Energie ab-
sichert. �

Dr. Hartmut Kräwinkel, 

info@mit-bodenseekreis.de, 

www.mit-bodenseekreis.de

Abb. 3: Hochrechnung Bedarf alternativer Energie; Basis = jetziger Strombedarf gedeckt durch alternative 
Energie; vorletzte Spalte summiert die Spalten 6-7, letzte Spalte stellt den heuten Gesamtenergiebedarf 
der BRD dar. Pufferung bedeutet Umwandlung Strom  Gas bzw. Strom  Gas  Strom.

Abb. 4: (Möglicher) Ausbau Windenergie (roter Strich = Ausbau bei 2%-Fläche der BRD) 

Hochrechnung (2045)/gemessener (2020/2021) Energiebedarf BRD in TWh bei 
konstantem Energiebedarf

Perspektiven Ausbau Windkraft
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Diana Stöcker hat es geschafft: Sie gewann für die CDU das Direkt-
mandat im Wahlkreis Lörrach – Müllheim. Schon immer galt dieser 
Wahlkreis als Herausforderung für die CDU. Vor allem, wenn man 
als neue Kandidatin antritt und sich sogar das innerparteiliche Kan-
didaten-Kür-Prozedere nicht gerade einfach gestaltet hat.
Von Anfang an konnte sie sich jedoch auf die gesamte regionale 
Unterstützung der MIT verlassen, weil ihre Kandidatenbiografie 
eine profunde Wirtschaftskompetenz aufweist. Als Geschäfts-
führerin leitete sie 16 Jahre lang das Innocel Innovations-Center 
der Stadt Lörrach mit der Zielsetzung, die Kreisstadt als attrakti-
ven Wirtschaftsstandort vor allem für die Branchen Life-Sciences, 
Medizintechnik und Informationstechnologie zu entwickeln. Zu-
gleich erarbeitete sie eine Strategie für einen vorteilhaften Aus-
tausch mit der unmittelbar angrenzenden mächtigen Basler Wirt-
schaftsregion aus, deren Ergebnisse sich sehen lassen können. 
Diana Stöcker begleitete über 70 Firmen und stellte neben einem 
attraktiven Raumangebot innovative Projekte auf die Beine, die sich 
vor allem um das Thema der Fachkräftegewinnung drehten. 
Durch ihre ehemalige Tätigkeit als Bürgermeisterin von Rhein-
felden (Baden) und ihr Mandat als Kreisrätin ist sie bestens mit der 
speziellen Situation unserer Unternehmen und Selbstständigen 
vertraut, die in einem grenzüberschreitenden Wirtschaftsraum, 
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der sich oft abseits der Berliner Regierungsaufmerksamkeit be-
findet, behaupten müssen.
Nach der gewonnenen Bundestagswahl kommt es für die Bundes-
tagsabgeordnete jetzt auf eine in Wirtschaftsfragen kontinuier-
liche politische Alltagsarbeit an, die mit den MIT-Kreisverbänden in 
ihrem Wahlkreis abgestimmt sein will. Dazu traf sich die Bundes-
tagsabgeordnete im südbadischen Heitersheim am 3. Februar 2022 
mit Südbadens MIT-Bezirksvorsitzender Ruth Baumann und ihrem 
Stellvertreter Norbert Bekermann, um über das Thema der politi-
schen Einflussgewinnung – vor allem in den sauren Zeiten der poli-
tischen Opposition – zu diskutieren.
Ebenso wie Diana Stöcker kann Ruth Baumann mit politischen 
Einflussmöglichkeiten und Vernetzungen punkten. Schon lange 
bekleidet sie das Präsidentenamt der Interessengemeinschaft 
„Unternehmerfrauen im Handwerk“ in Baden-Württemberg. Sie ist 
Präsidiumsmitglied unseres Landesverbandes und wurde als Bei-
sitzerin in den Bundesvorstand der MIT gewählt. Seit dem 22. Janu-
ar gehört sie auch als Beisitzerin dem Bundesvorstand der CDU an. 
In dieser Koordinationssitzung einigte man sich darauf, enger als 
bisher zusammenzuarbeiten. In Diana Stöckers Wahlkreis gibt die 
wirtschaftliche Situation des Mittelstandes so manchen Grund zur 

Sorge. Eine Studie der IHK Hochrhein-Bodensee belegt es. Die all-
gemeine Geschäftslage stagniert oder ist sogar leicht rückläufig. 
Die Entwicklung variiert indes von Branche zu Branche. Mehr als die 
Hälfte der Produktionsbetriebe schätzt ihre Situation besser ein als 
im vergangenen Herbst und der Auslastungsgrad der Kapazitäten in 
der regionalen Industrie nimmt wieder zu. Der Bereich Handel und 
Dienstleistungen leidet jedoch stark. Der Prozentsatz der Händler, 
der sich in einer schlechten Geschäftslage befindet, hat seit dem 
letzten Quartal deutlich zugenommen und bei den Dienstleistern 
sprechen immer mehr Unternehmen von einem Umsatzrückgang 
gegenüber dem vergangenen Quartal. Und speziell leiden derzeit 
das Touristikgewerbe und die Gastronomie in Diana Stöckers Wahl-
kreis, der mit seinen landschaftlichen Reizen in aller Welt bekannt ist.
Die Risiken bleiben aber immer noch schwer kalkulierbar. Der Kon-
junkturverlauf in den nächsten Monaten wird stark von der Ent-
wicklung der Coronakrise abhängen. Inlandsnachfrage, Energie- 
und Rohstoffpreise sowie der Fachkräftebedarf stellen die große 
Herausforderung besonders für die mittelständischen Betriebe dar. 
Ebenso betrachten die Unternehmen die anziehende Inflation mit 
Sorge, weil deren Auswirkungen auf die Produktionskosten und den 
Privatkonsum zurzeit noch schwer einzuschätzen ist.
CDU und MIT haben sich für eine verstärkte Kooperation im Wahl-
kreis ausgesprochen. Man möchte sich noch stärker als bisher bei 
den Unternehmen nach ihrer Lage erkundigen und wissen, wo der 
Schuh drückt. Aus den Ergebnissen sollen abgestimmte Vorhaben 
bei beiden Organisationen entstehen, die bei der CDU in parlamen-
tarische Handlungsinitiativen im Sinne der Sozialen Marktwirt-
schaft umgesetzt werden und unserer Partei wieder die Meinungs-
führerschaft in Sachen Wirtschaftspolitik zurückbringen, die sie 
bisher innehatte. �

Dietrich Eberhardt,

dietrich.eberhardt@itrc.de,

www.mit-suedbaden.de

(V. l. n. r.) Norbert Bekermann, Diana Stöcker MdB, Ruth Baumann, Michael 
Böhler, Dietrich Eberhardt
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Die Bundesvorsitzende der Mittelstands- 
und Wirtschaftsunion (MIT) Gitta Conne-
mann MdB ruft Bundeswirtschaftsminister 
Robert Habeck auf, endlich konkrete Vor-
schläge für ein Wachstum der Wirtschaft 
zu machen. „Eigentlich sollte die Vor-
stellung des Jahreswirtschaftsberichts eine 
Sternstunde für das Bundeswirtschafts-
ministerium sein. Diese Chance hat der Mi-
nister heute vergeben. Statt einer Agenda 
für die Wirtschaft in Deutschland gab es 
neue Prosa. Statt konkreter Maßnahmen 
allgemeine Ankündigungen. Statt eines 
Bekenntnisses zum Wachstumsziel philo-
sophische Ausführungen. Dabei lasten die 
Folgen der Pandemie noch immer schwer 
auf den Schultern der Menschen und des 
Mittelstands im Land. Unser Land braucht 
jetzt keinen Philosophen, der über die Gren-
zen des Wachstums nachdenkt. Unser Land 
braucht einen echten Wirtschaftsminister, 
der Impulse für mehr Innovationen, mehr 

Wettbewerb und mehr Wachstum setzt“, 
sagt MIT-Chefin Connemann anlässlich der 
Vorstellung des Jahreswirtschaftsberichts.
Die MIT-Chefin fordert Habeck auf, seinen 
Fokus auf eine Stärkung der Wettbewerbs-
fähigkeit der deutschen Wirtschaft zu 
legen. „Unser Mittelstand braucht einen Be-
freiungsschlag. Der Fokus des Wirtschafts-
ministers sollte darauf liegen, Unternehmen 
zu entlasten, Bürokratie abzubauen, die 
Verwaltung zu digitalisieren, Planverfahren 
zu beschleunigen und so schnell Wachstum 
zu schaffen“, so Connemann.
Connemann warnt Habeck darüber hinaus 
vor einer politischen Überfrachtung der 
Neubemessung des Wohlstandes. „Ohne 
Frage: Die rein quantitative Wohlstands-
messung über das Bruttoinlandsprodukt 
hat Schwächen“, räumt Connemann ein. 
Viele Faktoren wie nicht gehandelte oder 
nicht erfassbare Güter und Dienst-
leistungen wie Familienarbeit und Ehren-

amt würden derzeit keine Berücksichtigung 
finden. Ebenso müssten Faktoren wie 
Umweltschäden und Ressourcenverbrauch 
in Zukunft besser berücksichtigt werden. 
„Aber mit dem BIP haben wir trotz aller 
Schwächen einen internationalen Stan-
dard“, sagt Connemann. „Dieser ist mess- 
und vergleichbar. Und Wirtschaftskraft 
muss verglichen und gemessen werden 
können.“ Das gehe nur mit harten Daten, 
die im BIP nachvollziehbar berechnet seien. 
Connemann: „Meinung, Haltung, Ideologie 
kann in Bewertungen einfließen – aber bitte 
nicht in die Wohlstandsmessung. Mit einem 
radikal neuen Ansatz würden wir uns inter-
national isolieren, weil unsere Werte nicht 
mehr vergleichbar wären.“�

Hubertus Struck (Leiter Kommunikation),

info@mit-bund.de,

www.mit-bund.de

Connemann kritisiert Substanzlosigkeit des Jahreswirtschaftsberichts

Statt Wachstumsagenda 
legt Robert Habeck 
politische Prosa vor –  
Wo ist der Wachstums-
pfad des Wirtschafts-
ministers?

MIT Bund
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Ende der siebziger Jahre hat mich mein Vater 
zu einer CDU-Veranstaltung nach Obrigheim 
mitgenommen. Hauptredner des Abends 
war der damalige Ministerpräsident Lothar 
Späth. Er wurde bei seinem Einzug in die 
Halle mit stehenden Ovationen begeistert 
gefeiert wie ein Rockstar. Damals hatte ich 
sehr großen Respekt vor den politischen 
Machern und auf meinem alten Kadett war 
ein CDU-Aufkleber. Die Politik war der Wirt-
schaft sehr nahe und umgekehrt. Heute ge-
hören diese Erinnerungen in ein Gedanken-
museum. Die Politiker sind in ihrem Ansehen 
so tief gesunken, dass ich keinen Respekt 
mehr vor ihnen habe und mir eher Sorgen 
mache darüber, welchen Umstand einen 
Menschen dazu bewegen kann, sich in die-
sen politischen Sumpf wählen zu lassen, um 
dann dort mitzuarbeiten.
Zu keinem Zeitpunkt meiner Erinnerung 
haben die politischen Verantwortlichen 
ein schlechteres und desaströses Bild ab-
gegeben als in den letzten beiden Jahren. 
Die Coronamaßnahmen waren in seiner 
Fülle das schlechteste politische Manage-
ment, das ich jemals erlebt habe. Egal, ob 
bei den Schwarzen oder der Ampel.
Grundsätzlich ist das demokratische Ver-
ständnis in einer freien Marktwirtschaft so 
geregelt, dass Nachfrage und Angebot die 
technologische Entwicklung der Wirtschaft 
vorgeben. Die Politik hat die dafür not-
wendigen Rahmenbedingungen zu schaf-
fen. Das sind unter anderem die wirtschaft-
lichen Grundpfeiler unserer Demokratie.

Um unseren Wohlstand weiterhin zu ge-
währleisten, muss die Politik entschlossen 
und unkompliziert handeln. Beim Mittel-
stand brummt es, wie seit Jahren nicht mehr. 
Was am dringlichsten benötigt wird, sind 
Menschen, die arbeiten wollen. Diese gibt es, 
jedoch nicht mehr in Deutschland. Es muss 
sofort ein Weg geschaffen werden, der es 
ermöglicht, Arbeitskräfte in einfacher Weise 
in deutsche Beschäftigungsverhältnisse 
aufzunehmen. Das bürokratische „Stempel 
– Unterschrift – Aufenthaltsgenehmigung – 
Spiel“ hat sich hintenanzustellen.
Es ist nicht Ziel der MIT, dass Mitarbeiter 
aus Rumänien, von der Not getrieben, nach 
Deutschland kommen, um hier schonungs-
los in den Fleischfabriken ausgebeutet zu 
werden. Das brauchen wir nicht. 

Wir benötigen dringend Zuzug, welcher 
auch in der Gesellschaft ankommt. Das ist 
aktuell die wichtigste, nachhaltige Aufgabe 
der Politik. Allein im MIT-Vorstand unseres 
Kreisverbandes benötigen wir 120 neue 
Mitarbeiter. 
Diesen Punkt werde ich auch im Bundesvor-
stand vorbringen und dranbleiben.
P. S.: Die Überschrift ist Immanuel Kant ent-
nommen, einen der größten Philosophen 
überhaupt. Er hatte in seiner Zeit schon 
sehr viel Ahnung, was heute nicht mehr 
funktioniert.�

Christian Bangert, 

christian.bangert@mit-ravensburg.de 
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Lange war die Wirtschaft kein Thema. 
Neben Corona überlagerte der Klimaschutz 
jede Frage, wovon wir in Zukunft leben 
wollen. Jetzt kommt diese ökonomische 
Frage mit Wucht zurück. Die Energiepreise 
explodieren und treiben die Inflation, 
das Wirtschaftswachstum sinkt, die Ver-
teilungskonflikte nehmen zu. Nun warnen 
die Wirtschaftsforschungsinstitute auch 
vor Illusionen über die Kosten der aus-
gerufenen Klimawende. Der Mittelstand, 
unser wirtschaftliches Herzstück, droht im 
harten globalen Wettbewerb den Anschluss 
zu verlieren. 
Der größte Irrglaube der aktuellen grünen 
Klimapolitik ist die Vorstellung, wir können 
in Deutschland ein autarkes Energiesystem 
schaffen. Das ist blanker Unsinn. Wir im-
portieren heute 80 % unserer Energie aus 
dem Ausland. Und wenn wir ein florieren-
der Wirtschaftsstandort bleiben wollen, 
werden wir das auch in Zukunft tun müs-
sen. Klimatransformation der Wirtschaft 
braucht eine gesicherte Leistung, auch 
dann, wenn der Wind nicht weht und die 
Sonne nicht scheint. 
Auch die grüne Idee, als Staat den tech-
nischen Fortschritt planen zu können, ist 
– wie auch die Hoffnung auf einen „öko-
logischen Patriotismus“ – reines Wunsch-
denken. Im Gegenteil: Die Ideologisierung 
der Energiepolitik bremst nur den Fort-

schritt und macht den Klimaschutz noch 
teurer. Schon einmal wurde in Deutsch-
land ein Ökoprojekt durchgeboxt: Das EEG 
vom damaligen grünen Umweltminister 
Jürgen Trittin bescherte Unternehmen 
und Verbrauchern horrende Belastungen. 
Ob es dem Klima wirklich geholfen hat, ist 
umstritten. Der notwendige Ausbau der 
Netze und Speicher blieb jedenfalls weitest-
gehend aus. 
Was Deutschland jetzt dringend braucht, 
ist ein systemischer Neustart der Energie-
wende. Eine Regierung, die eine klima-
neutrale Wirtschaft anstrebt, muss neben 
ambitionierten CO2-Zielen auch einen 
wettbewerbsfähigen Investitionsstandort 
sicherstellen. Was nützt uns eine ökologisch 
vorbildliche Produktion, wenn aus China 
günstige, aber klimaschädliche Ware den 
Markt flutet und die Wertschöpfung der 
heimischen Unternehmen schrumpft? 
Klimaschutz braucht eine florierende Wirt-
schaft und ausreichend Steuereinnahmen. 
Damit deutsche Mittelständler auch in 
Zeiten der großen Transformation wett-
bewerbsfähig bleiben, benötigen sie ein 
Zukunftsfähigkeitspaket. Erstens braucht 
es Vereinfachung. Innovationen (auch beim 
Klimaschutz) werden nach wie vor durch 
unnötige Bürokratie und lahmende Ver-
fahren ausgebremst. Zweitens braucht es 
Entlastung. Die Ampel-Koalition kann den 

massiven Preisanstieg bei den Energie-
kosten dämpfen, indem sie staatliche Ab-
gaben senkt. Schließlich bedarf es einer 
klugen Förderoffensive. Dabei geht es nicht 
darum, mit immer neuen Subventionen die 
Fehler der Klimapolitik irgendwie glatt zu 
ziehen. Sondern darum, gute bestehende 
Programme auszubauen und den Mittel-
ständlern mit passgenauen Angeboten bei 
Innovationen unter die Arme zu greifen. 
„Wo aber Gefahr ist, wächst das Rettende 
auch“, zitierte Wirtschaftsminister Habeck 
den Dichter Friedrich Hölderlin neulich in 
einem Interview. Hoffentlich kann er Wirt-
schaftspolitik genauso gut wie Pathos.�

Fabian Gramling MdB,

fabian.gramling@bundestag.de,

www.fabian-gramling.de

Fabian Gramling MdB, Berichterstatter für Klima-
schutz im Wirtschaftsausschuss des Deutschen 
Bundestages und Beisitzer im Landesvorstand der 
MIT BW

Der Mittelstand darf 
beim Klimaschutz 
nicht unter die Räder 
kommen
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Die Politik in Bund und Land hat im 
Jahr 2020 viele mittelständische Unter-
nehmen und Selbstständige völlig un-
vorbereitet und aus Sicht vieler Mittel-
ständler in unverhältnismäßiger Manier 
ins betriebliche Abseits gestellt. Inner-
halb weniger Tage mussten viele Betriebe 
schließen oder ihr Angebot drastisch 
einschränken, während die Ausgaben 
weiterliefen.

Die Soforthilfe mit einem Höchstbetrag 
von bis zu 9.000 Euro sollte für diese 
politische Entscheidung ein Ausgleich 
sein. Die Mittelstands- und Wirtschafts-
union Baden-Württemberg (MIT) fordert 
nun eine Korrektur der Umsetzung dieser 
Maßnahme und einen geänderten Um-
gang mit der Überprüfung der Zahlungen.

Betriebe kritisieren das Ver-
fahren und die Rückforderungen

„Die Soforthilfe war als Maßnahme von 
Seiten des Staates überhastet und nicht 
zu Ende gedacht, als sie eingesetzt wurde. 
So mussten Betriebe Schätzungen über 
Einnahmenausfälle abgeben, ohne zu 

wissen, wie lange und wie stark die staat-
lichen Maßnahmen greifen würden. Für 
die Unternehmen war es somit nicht er-
sichtlich, dass nur die ersten drei Monate 
nach Antragstellung als Berechnungs-
grundlage herangezogen würden. Viele 
Betriebe äußern daran zu Recht ihre Kri-
tik“, erläutert Bastian Atzger, Landesvor-
sitzender der MIT Baden-Württemberg.

Es gibt daher nun zahlreiche Fälle, in 
denen Unternehmen in den besagten 
drei Monaten etwas geringere Verluste 
einfuhren als ursprünglich prognostiziert 

und die Differenz nun zurückerstatten 
müssen, obwohl sie auch in den Folge-
monaten oft deutliche Verluste aufgrund 
der staatlichen Corona-Politik zu be-
klagen hatten.

Die MIT Baden-Württemberg fordert 
daher eine Änderung im Verfahren, da 
derzeit alle betroffenen Betriebe auf die-
selbe Stufe mit denen gestellt werden, 
die sich die Corona-Hilfen zu Unrecht 
erschlichen haben. So sollten Rück-
zahlungen mit Verlusten des Gesamt-
jahrs gekoppelt werden und auch erst 

Pressemitteilung 1/2022
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nach dem Ende der Pandemiezeit ein-
gefordert werden. Soloselbstständige 
sowie Kleinst- und Kleinbetriebe sollten 
ganz von der Rückzahlung befreit wer-
den. Symbolpolitik, wie zum Beispiel die 
Absetzbarkeit für Hygienemaßnahmen, 
stellt nach Auffassung der Mittelstands-
vertreter keinen ausreichenden Aus-
gleich für die existenzgefährdenden 
Eingriffe des Staates in die heimische 
Wirtschaft dar.

„Die Landesregierung kann sich hierbei 
auch nicht auf Verwaltungsverein-
barungen mit dem Bund berufen, da sie 
selbst eigene Finanzhoheit besitzt und 
den Betrachtungszeitraum durch Ein-
bringung von Eigenmitteln selbst ver-
ändern kann. Dies könnte zum Beispiel 
dadurch geschehen, dass die Landes-
regierung die teure Werbekampagne 
„The Länd“ deutlich reduziert. Statt Wer-
be-Taxis durch London fahren zu lassen, 
wären die 21 Millionen Euro beim heimi-
schen Mittelstand besser investiert ge-
wesen“, erklärt Bastian Atzger.�

 
Pressekontakt: 

Jürgen Scheurer (Pressesprecher), 

presse@mit-lvbw.de, 

www.mit-bw.de

Dold Holzwerke GmbH

Buchenbach
Talstraße 9 · 79256 Buchenbach · Tel. 0 76 61 / 39 64-0 · www.dold-holzwerke.com
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In der aktuellen Diskussion über die Impf-
pflicht für Pflegekräfte treten, nach Auf-
fassung der Mittelstands- und Wirtschafts-
union Baden-Württemberg, deutliche Defizite 
des Staates bei der Umsetzung und der Kont-
rolle solchen Corona-Maßnahmen zutage.
Statt die Bürger durch eine verbesserte Auf-
klärung und Kommunikation zur Impfung 
zu motivieren, werde Druck aufgebaut und 
sogar diskutiert, die Arbeitgeber als Kontrol-
leure heranzuziehen. Hiergegen wehrt sich 
die Mittelstands- und Wirtschaftsunion (MIT) 
Baden-Württemberg im Interesse der kleinen 
und mittleren Unternehmen im Land.
Seit Beginn der Pandemie hätten es Bun-
des- und Landesregierung nicht wirklich ge-
schafft, die Menschen so umfassend über 
das Thema Impfen aufzuklären, dass ge-
nügende Vertrauen entsteht, um die Impf-
quote weiter zu steigern. Die Popularität 
der entstandenen Verschwörungstheorien 
basiere teilweise auch auf diesem Versäum-
nis. Nun solle die verbliebene Unsicherheit 
und Angst unter den Ungeimpften über 
finanziellen und gesellschaftlichen Druck 
beseitigt werden. Dieser Vorgehensweise 
steht die MIT mit ihren Mitgliedsunter-
nehmen äußerst skeptisch gegenüber.

Kontrolle des Impfstatus der Mit-
arbeiter würde Betriebe organisato-
risch und rechtlich weiter belasten

„Aktuell wird in den Parlamenten sogar 
diskutiert, die Arbeitgeber, und damit vor 
allem Mittelständler, zur Kontrolle des 
Impfstatus der Mitarbeiter heranzuziehen 
und damit organisatorisch und recht-

lich weiter zu belasten. Diesem Vorhaben 
widerspricht die MIT aller Deutlichkeit“, 
erklärt Bastian Atzger, Landesvorsitzender 
der MIT in Baden-Württemberg
 „Bereits bei den 3G-Vorgaben im Kunden-
verkehr hat der Staat mittelständischen 
Unternehmen und Geschäften die Kontrol-
len aufgebürdet – oft nach nur sehr kurzer 
Vorbereitungsphase. Das darf nicht zum 
neuen Geschäftsmodell der Politik wer-
den“,  so Bastian Atzger.
„Erst investierten Betriebe in Hygienemaß-
nahmen, um dann während der Lockdowns 
doch schließen zu müssen und dann sollen 
sie auch noch zum Erfüllungsgehilfen bei 
der Überwachung der Impfplicht werden? 
Da gewinnt mancher Unternehmer den 
Eindruck, der Staat glaube, dass den Unter-
nehmen langweilig sei und sie nur auf neue 
Beschäftigungsmaßnahmen warten wür-
den“, so Atzger weiter.
Verbunden sind damit, nach Einschätzung 
der MIT, erhebliche Rechtunsicherhei-
ten und die Frage, ob eine Impflicht ent-

sprechend umsetzbar sei. So sei unklar, 
nach welchen Kriterien Gesundheitsämter 
Ungeimpften den Zutritt zu Unternehmen 
erlauben oder verweigern würden oder ob 
Mitarbeiter, die sich nicht impfen lassen, 
während dieser Zeit ihr Gehalt weiter er-
halten sollen.
„Als Arbeitgeber haben wir als Unter-
nehmer eine Fürsorgepflicht gegenüber 
allen Mitarbeitern, aber gleichzeitig sollen 
wir staatlich verordneten Druck auf sie aus-
üben? Das entspricht weder unserem 
Menschenbild noch dem Vertrauensver-
hältnis mittelständischer Arbeitgeber zu 
ihren Mitarbeitern. Und so darf der Staat 
bei uns nicht mit seinen Bürgern und Unter-
nehmen umgehen“, appelliert Atzger.�

 
Pressekontakt: 

Jürgen Scheurer (Pressesprecher), 

presse@mit-lvbw.de, 

www.mit-bw.de
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„Ich bin tief bewegt und beeindruckt 
von diesem Wahlergebnis“, ließ Fried-
rich Merz die Delegierten des 34. CDU-
Bundesparteitags nach seiner Wahl mit 
einer Mehrheit von 94,62 % (95,33 % in 
der Briefwahl) wissen. Auch für seine 
zahlreichen Unterstützer in Baden-
Württemberg war dies ein bewegender 
Moment. Viele von ihnen verbanden die 
dritte Vorsitzendenwahl innerhalb von 
drei Jahren als letzte Chance der Partei, 
sich in der Wählergunst zu stabilisieren. 
Selbst von Aufschwung, Aufbruch und 
Neuanfang war die Rede – Begriffe, die 
man in der CDU mit den letzten beiden 
Bundesvorsitzenden eher weniger in 
Verbindung brachte.

In der Tat verwiesen nicht wenige 
Stimmen auf Statements der MIT, die 
bereits im Dezember 2018 von der 
Wahl Annegret Kramp-Karrenbauers 
abgeraten hatte. Weder AKK noch ihr 
Nachfolger Armin Laschet konnten die 
Partei emotional oder inhaltlich hin-
ter sich bringen. Erst als sich nach der 
Wahlniederlage 2021 selbst im müden 

Partei-Establishment die Erkenntnis 
vom Ende der Ära Merkel durchgesetzt 
hatte und die Basis entscheiden durf-
te, war in der CDU wieder neue Moti-
vation zu spüren, Lust auf inhaltliche 
Diskussionen und Freude, sich wieder 
vollends mit der eigenen Partei identi-
fizieren zu können.

In seiner Rede rief Friedrich Merz zum 
ent- und geschlossenen Handeln auf: 
„Wir müssen auch in den Sachfragen 

miteinander ringen und notfalls auch 
streiten. Aber am Ende müssen ge-
meinsame Ergebnisse stehen, am Ende 
müssen Lösungen stehen.“ Der künfti-
gen Rolle von CDU und CSU im Bund 
widmete er drei Kernaufgaben: „Ers-
tens, wir müssen kraftvolle Opposition 
im Bund sein. Zweitens, wir müssen 
Wahlen in den Ländern gewinnen. Und 
drittens, nur Opposition sein reicht 
nicht. Wir wollen Antworten geben und 
auch ein neues Grundsatzprogramm 
verfassen.“ In Anlehnung an ein Wort 
von Franz Josef Strauß fügte er an: „In 
der Opposition müssen wir keine Rück-
sicht nehmen auf Koalitionspartner – 
wir können das sagen, was wir denken 
und das tun, was wir sagen.“ 

Christdemokratie solle wieder Ver-
antwortung und Führung zeigen – auch 
oder sogar gegen Trends, Stimmungen 
und Meinungsumfragen, so Merz. Der 
Ausgang der Landtagswahlen 2021 in 
Sachsen-Anhalt sei ein vorbildliches 
Beispiel hierfür. Laut Merz gelinge dies 
jedoch nur dann, wenn die CDU eigene 
Konzepte vorlege: „Wir müssen nicht 
zu allem etwas sagen, aber doch zu 

Die Bezirksvorsitzende der MIT Südbaden, Ruth 
Baumann, wurde auf Vorschlag der MIT Bund 
auch als Beisitzerin in den CDU-Bundesvorstand 
gewählt.

Im Januar 2022 wählten die Delegierten des 
34. Bundesparteitages Friedrich Merz MdB mit 
95,33 % der Stimmen zum neuen Vorsitzenden der 
CDU Deutschlands.

Foto: CDU/ Tobias Koch 
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Hoffnung auf den Neu-
anfang

STAHLBAU
INDUSTRIEBAU
GEWERBEBAU

> Ihr Partner für individuelle  Lösungen 
im Industrie- und  Gewerbebau.

IDEEN 
IN STAHL

 Friedrich Bühler GmbH & Co. KG
info@buehler-stahlbau.de
www.buehler-stahlbau.de



35Nr. 2 | 2022

den wesentlichen Fragen der Gegen-
wart und der Zukunft. Wie stellen wir 
uns zum Beispiel die Soziale Marktwirt-
schaft in Zeiten des Klimawandels vor? 
Wie gestalten wir äußere und innere 
Sicherheit in Zeiten zunehmender Be-
drohung? Und wie buchstabieren wir 
soziale Gerechtigkeit in Zeiten des 
demografischen Wandels?“

Der Berliner Regierungskoalition warf 
er vor, vor einem gigantischen Aus-
gabenprogramm aus öffentlichen 
Haushalten zu stehen und von einer 
nahezu unbegrenzten Staatsgläubig-
keit getragen zu werden. Gleichzeitig 
würde sich der Bundeskanzler wichtiger 
Fragen entziehen und Führungsstärke 
vermissen lassen. An die CDU richtete 
er daher den Appell: „Wir wollen unse-
re Aufgaben mit Mut und auch Fröh-
lichkeit angehen, denn wenn die Wäh-
ler sehen, dass wir Freude an unserer 
Arbeit haben, dann wird sich das auch 
auf unsere Wahlergebnisse übertragen.“ 

Es fiel jedoch insgesamt auf, dass der 
Bundesparteitag von Rückblicken domi-
niert wurde. Der Politikwissenschaftler 
Prof. Karl-Rudolf Korte bezeichnete den 
Parteitag gar als „Hochfest der Auto-
suggestion“. Man dankte sich und fei-
erte einander, erinnerte an vergangene 
Triumphe und vermied die eher prekären 
Themen wie das der dringlichen perso-
nellen Neuaufstellung und inhaltlichen 
Neuausrichtung in Bund, Ländern und 
den Parlamenten sowie die Ursachen-
forschung für das Wahldebakel und 
das sinkende Wählervertrauen. Der zu-
künftige Fokus des Bundesvorstands 
wird somit darauf liegen, diese Punkte 
anzugehen, dazu Themen zu besetzen 
und der CDU auch wieder attraktive 
Alleinstellungsmerkmale zu verpassen.

Mit im CDU-Bundesvorstand wird zu-
künftig auch ein bekanntes Gesicht 
aus dem Landesvorstand der MIT Ba-
den-Württemberg sitzen: Die Bezirks-
vorsitzende der MIT Südbaden und 
Bauunternehmerin aus Freiburg, Ruth 
Baumann, wurde auf Vorschlag der MIT 
Bund mit final 87,47 % in der Briefwahl 
als Beisitzerin gewählt. Sie zeigte sich 
überrascht und erfreut mit dem Ergeb-
nis und wird gerne als unser direktes 

Bindeglied zum CDU-Bundesvorstand 
fungieren.  „Ich freue mich sehr“, so 
Baumann am Parteitag, „dass mein 
langjähriges Engagement auf diesem 
Weg eine Würdigung erfährt. Nichts-
destotrotz gibt es viel zu tun, um mittel-
ständischen Interessen und Anliegen 
wieder mehr Gehör zu verschaffen und 
dafür werde ich mich einsetzen.“

Aus Baden-Württemberg stehen Ruth 
Baumann zur Seite (Briefwahlergeb-
nisse in Klammern): Als stellvertretender 
Bundesvorsitzender Andreas Jung MdB 
(86,64 %), im Präsidium Ronja Kemmer 
MdB (80,13 %) sowie als weitere Beisitzer 
Thomas Bareiß MdB (82,30 %), Steffen 
Bilger MdB (90,11 %) und Dr. Bastian 
Schneider (87,24 %). Ein Wiedersehen 
gibt es auch mit unserem ehemaligen 
MIT-Bundesvorsitzenden Dr. Carsten Lin-
nemann MdB, der mit 87,42 % als stell-
vertretender CDU-Bundesvorsitzender 
gewählt wurde. Allen Gewählten gra-
tulieren wir herzlich und verbinden mit 
ihrer Wahl unsere Hoffnungen auf einen 
inhaltlichen, aber auch stilistischen Neu-
anfang der politischen Arbeit.

Der MIT-Landesvorsitzende Bastian 
Atzger gratulierte Friedrich Merz eben-
falls zu seinem neuen Amt und zu seiner 
Rolle als Vorsitzender der CDU/-CSU-
Fraktion: „Wohl wissend, dass er als 
Parteivorsitzender Kompromisse ein-
gehen muss, hoffen wir, dass er sich 
auch weiterhin zu den Werten bekennt, 
die in der CDU mehr denn je benötigt 
werden und die auch viele seiner Unter-
stützer mit seiner Wahl verbinden: Rele-
vante Zukunftsthemen und öko-
nomische Vernunft in den Mittelpunkt 
zu stellen, Freiheit und Verantwortung 
zu betonen und politische Führungs-
stärke nicht mit staatlicher Bevor-
mundung zu verwechseln. Friedrich 
Merz ist jetzt das Gesicht der CDU und 
der Opposition im Bundestag. Nutzen 
wir diese Chance und befeuern wir in 
und aus Baden-Württemberg diesen 
Geist des Aufbruchs.“�

MIT Baden-Württemberg,

wifo@mit-lvbw.de,

www.mit-bw.de
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Die massiv gestiegenen Energiekosten 
treffen die corona-gebeutelten Privat-
haushalte und Unternehmen mit voller 
Wucht in einer Zeit, in der das Netto 
inflationsbedingt ohnehin geschmälert 
ist. Das Statistische Bundesamt hat be-
ziffert, dass sich zwei Millionen Men-
schen in Deutschland keine warme Woh-
nung leisten können. Diese Zahl bezieht 
sich auf das Jahr 2019 – wie viele werden 
es diesen Winter sein? 

Energiesteuern sind Bundessteuern. Den 
Schlüssel für eine wenigstens temporäre 
Entlastung halten die Ampelparteien in 
der Hand und es sind mindestens fünf 
Werkzeuge, mit denen die gestiegene Be-
lastung bekämpft werden kann. 

Energiesteuern senken

Das erste Instrument aus dieser Werk-
zeugkiste ist die Mehrwertsteuer auf 
Energie. Wenn man Energie wie Lebens-
mittel und andere Güter des täglichen 
Bedarfs zur Grundversorgung zählen 
würde, wäre die Mehrwertsteuer auf 7% 
abzusenken. Der langjährige Wirtschafts-

weise Prof. Peter Bofinger hat darauf 
hingewiesen, dass der Staat infolge der 
enormen Preissteigerungen bei Gas und 
Heizöl derzeit kräftig mitkassiert. Auch 
bei einer Mehrwertsteuersenkung würde 
er nicht wesentlich weniger als vor der 
Kostenexplosion einnehmen. 

Als Zweites halte ich es wie meine Kolle-
ginnen und Kollegen aus der Landtags-
fraktion für nötig, die für 2023 geplante 
Abschaffung der EEG-Umlage bereits in 
diesem Jahr wirksam werden zu lassen. 

Drittens, und das ebenfalls so schnell wie 
möglich,  sollte in Deutschland die Strom-
steuer auf das EU-rechtlich zulässige 
Mindestmaß abgesenkt werden. 

Entlastung für alle 

Die vierte „Baustelle“ der Bundesregierung 
ist auf Seite 3 dieses Heftes bereits thema-
tisiert worden: Der Heizkostenzuschuss 
bei Empfängern von Sozialleistungen 
sowie der Zuschuss für Bezieher von 
Wohngeld und BaföG muss angehoben 
werden. Wir legen dabei jedoch großen 

Wert darauf, dass es nicht einmalig bei 
einer solchen Zulage bleibt, denn es ist 
kaum vorstellbar, dass die Energiekosten 
in absehbarer Zeit wieder drastisch sinken 
werden. Außerdem ist uns wichtig, dass 
die Kostenentlastung schlussendlich in 
allen Bereichen wirkt und nicht nur in der 
untersten Einkommensgruppe. 

Konkret betrifft dies – fünfter Punkt – zum 
Beispiel den angestellt arbeitenden Teil 
unserer Gesellschaft. In ihrem Interesse 
sollte die Homeoffice-Pauschale und die 
Pendlerpauschale etwas angehoben werden. 

Spanien, Frankreich und Italien haben be-
reits auf die galoppierenden Energie-
kosten mit Entlastungen reagiert. Es ist 
an der Ampelregierung, dies auch bei uns 
zu tun. Alles andere würde die Wett-
bewerbsnachteile unserer Unternehmen 
ein weiteres Mal verstärken und die Be-
lastungen der Klimapolitik einseitig auf 
die Bürgerinnen und Bürger abwälzen.�

Tobias Vogt MdL,

tobias.vogt@cdu.landtag-bw.de, 

www.tobias-vogt.de

Wie viele Wohnungen bleiben in diesem Winter 
kalt? Tobias Vogt fordert die Bundesregierung bei 
Energiepreisen zum Handeln auf.  

Explosionsgefahr Energiekosten

Die 5 Feuerlöscher  
für die Ampel
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„Ich bin neu in der MIT, weil …

Nach seiner Meisterprüfung machte 
sich Nikolaus Brix (63) schon kurz da-
nach 1984 in Berlin selbstständig. Seit 
2011 befindet sich die Schreinerei Brix 
in Baden-Baden. Brix geht hier täglich 
seiner Leidenschaft nach: die Beratung 
und Planung von Möbeln sowie deren 
Ausführung und Montage. Zusammen 
mit seinen Mitarbeitern realisiert er 
Projekte in höchster Qualität, un-
abhängig davon, ob traditionell von 
Hand gefertigt wird oder unter Zu-
hilfenahme modernster Produktions-
methoden. Zu seinem Fachgebiet zählt 
auch der Einbau von Fenster und Türen 
sowie die Reparatur aller anfallenden 
Schreinerarbeiten. Ganz wichtig ist 
ihm bei all seinen Projekten die Liebe 
zum Detail, Sorgfalt und Kreativität 
in Verbindung mit dem traditionellen 
Schreinerhandwerk.

Neben der Bewegung an der frischen Luft 
mit oder ohne Hund geht Brix in seiner 
Freizeit gerne ins Fitnessstudio. �

Nikolaus Brix,

n.brix@schreinerei-baden-baden.de,

www.schreinerei-baden-baden.de

Nikolaus Brix
Schreinermeister
MIT Baden-Baden

„… ich meine Erfahrungen und 
Vorstellungen für die zukünftigen 
Handwerksleistungen diskutieren 
und ggf. weiterempfehlen möchte.“

Silke Primula (40) ist Geschäftsführerin 
bei der E&M Servicecenter GmbH in 
Rottenburg am Neckar, die sich seit über 
30 Jahren im Bereich Sonnenschutz aus-
zeichnet. Sie ist spezialisiert auf Roll-
ladenantriebe und -steuerungen sowie 
Wohnraumlüftungen und Messebetrieb. 
Zudem berät E&M Firmen im Bereich  
Logistik und Automatisierung im Bereich 
Wohnungsbau.

Nach ihrer Ausbildung bei der M. Prey-
messer GmbH & Co. KG Spedition in Böb-
lingen erweiterte Primula ihr Know-how 
bei der Rademacher Transportgesell-
schaft mbH in Sindelfingen. Aktuell stellt 
sie zusätzlich ihr Wissen bei der Impruf 
GmbH für die Logistik zur Verfügung und 
baut dort diesen Bereich aus.

Ihre Freizeit verbringt Primula sehr gerne 
mit ihrer Familie und Freunden, besucht 
Konzerte, verreist und ist im Musikverein 
sowie im DRK sehr aktiv.�

Silke Primula,

silke.primula@em-servicecenter.net 

Nach über 10 Jahren als Prokurist in 
einer Industrievertretung für Bau-
beschläge und Sicherheitstechnik hat 
sich Thomas Wehrle (39) in 2021 für 
den Schritt in die Selbstständigkeit 
entschieden. Als Händler im Bereich 
Sicherheitstechnik vertreibt Wehrle 
Sicherheitstechnik in Waldkirch primär 
mechanische Schließanlagen und elek-
tronische Zutrittskontrolle, aber auch 
Briefkastenanlagen, Tresore sowie 
Schloss-und Beschlagsysteme. Die 
Dienstleistung umfasst das komplette 
Portfolio von der Beratung und Pro-
jektierung bis hin zur Inbetriebnahme 
sowie Service und Wartung – und dies 
selbstverständlich nach individuellem 
Kundenbedürfnis.

Wehrle ist interessiert am Unternehmer-
tum sowie Wirtschaft und Politik. Er ist 
verheiratet und hat zwei Kinder, seine 
Freizeit verbringt er am liebsten mit sei-
ner Familie.�

Thomas Wehrle,

tw@wehrle-sicherheitstechnik.de,

www.wehrle-sicherheitstechnik.de

Thomas Wehrle
Unternehmer

MIT Emmendingen

Silke Primula
Geschäftsführerin

MIT Tübingen

„… weil ich als Neugründer den 
Erfahrungsaustausch und das 
Netzwerk zu Unternehmerin-
nen und Unternehmern wichtig 
finde.“

„… mir ein Erfahrungsaustausch mit 
anderen mittelständischen Unter-
nehmen sehr am Herzen liegt und ich 
mein Unternehmen weiter ausbauen 
möchte.“
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Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und 
Tourismus hat den  Mittelstandsbericht 
für die Jahre 2015 bis 2020 veröffentlicht. 
Er beleuchtet umfassend die Entwicklung 
der mittelständischen Wirtschaft und der 
Mittelstandsförderungsmaßnahmen.

Mittelstand als Wirtschaftsmotor und 
Garant für Beschäftigung und Wachstum

Zum Mittelstand zählen 99 % der knapp 
500.000 Unternehmen im Land. „Der Mittel-
stand hat als Wirtschaftsmotor und Garant 
für Beschäftigung und Wachstum auch in den 
vergangenen Jahren einen entscheidenden 
Beitrag zum Wohlstand unseres Landes 
geleistet“, sagte Wirtschaftsministerin  Dr. 
Nicole Hoffmeister-Kraut  in Stuttgart. „Die 
zentralen Herausforderungen der kleinen 
und mittleren Unternehmen bleiben die 
Digitalisierung, die Transformation zu einer 
klimafreundlichen und defossilisierten Wirt-
schaft sowie die Fachkräftesicherung. Dabei 
hat die Landesregierung sie von 2015 bis 
2020 mit insgesamt über einer Milliarde Euro 
unterstützt“, ergänzte Hoffmeister-Kraut.
Das für den Mittelstand gravierendste Er-
eignis sei in den vergangenen Jahren je-
doch die Coronapandemie gewesen, so die 
Ministerin. „In einer gemeinsamen Kraft-
anstrengung ist es uns aber gelungen, die 
wirtschaftlichen Folgen der Pandemie abzu-
mildern, zahlreiche Existenzen zu erhalten 
und Arbeitsplätze zu erhalten“, hob sie her-
vor. Seit März 2020 bis Ende Mai 2021 flos-
sen insgesamt 5,8 Milliarden Euro alleine in 
den Zuschussprogrammen an Unternehmen 
und Selbstständige in Baden-Württemberg. 
Davon stammten mehr als 600 Millionen 
Euro aus Landesmitteln.
Auch zukünftig bleibe es zentrale Aufgabe 
des Landes und der Mittelstandspolitik, op-
timale Rahmenbedingungen für kleine und 
mittlere Unternehmen zu schaffen, nicht 
zuletzt deshalb, weil die Coronapandemie 
den Strukturwandel in vielen Branchen 
beschleunigt habe, ergänzte die Ministe-

rin. „Deshalb führen wir beispielswiese 
nicht nur die  Initiative Handel 2030  fort 
und werden diese bedarfsgerecht weiter-
entwickeln. Mit der Zukunftsinitiative Hand-
werk 2025  haben wir bereits einen erfolg-
reichen Veränderungsprozess im Handwerk 
angestoßen, den wir weiter unterstützen. 
Mit den neuen Handlungsfeldern Trans-
formation sowie Nachhaltigkeit, Klimaschutz 
und Energiewende greifen wir zudem weite-
re zentrale Zukunftsthemen des Handwerks 
auf“, sagte Hoffmeister-Kraut. Auch Start-
ups leisteten einen wichtigen Beitrag zur Be-
schleunigung notwendiger Transformations-
prozesse im Bereich der Digitalisierung, der 
Mobilität und des Klimaschutzes. Zur ziel-
genauen Unterstützung von Gründungen, 
Start-ups und der Unternehmensnachfolge 
werde deshalb die erfolgreiche Landes-
kampagne Start-up BW fortgeführt.

Kleine und mittlere Unternehmen  
erwirtschaften zwei Fünftel aller Umsätze

Mit 459 Milliarden Euro erwirtschafteten 
die kleinen und mittleren Unternehmen mit 
weniger als 250 Beschäftigten im Jahr 2019 
rund zwei Fünftel (39,5 %) aller Umsätze. 
Jeder zweite Baden-Württemberger ist bei 
einem mittelständischen Unternehmen an-
gestellt – das sind 2,3 Millionen sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigte.
Dabei ist der baden-württembergische Mittel-
stand heterogen strukturiert und weist unter-
schiedliche Dynamiken auf. Vor allem Be-
triebe mit einer Beschäftigtenzahl zwischen 
10 und 249 konnten im Berichtszeitraum 
Beschäftigungszuwächse erzielen: Hier hat 
die Nachfrage nach bauhandwerklichen und 
wissens- und technologiebasierten Dienst-
leistungen, zum Beispiel im IT-Sektor, bei 
KMU sowie bei freien Berufen im Bereich der 
unternehmensnahen Dienstleistungen zu Be-
schäftigtengewinnen geführt. Entsprechend 
dem Bundestrend ist jedoch auch in Baden-
Württemberg eine Abwärtsbewegung bei 
den hauptgewerblichen Unternehmensneu-

gründungen festzustellen, was vor Corona 
u. a. auch auf die gute Lage am Arbeitsmarkt 
durch eine vergleichsweise hohe Fachkräfte-
nachfrage zurückzuführen ist.
Gemäß § 24 des Gesetzes zur Mittelstands-
förderung unterrichtet die Landesregierung 
mit dem Mittelstandsbericht den Landtag 
über die Entwicklung der mittelständischen 
Wirtschaft und die Mittelstandsförderungs-
maßnahmen. Der letzte Mittelstandsbericht 
wurde im Jahr 2015 erstellt. Der aktuelle Be-
richtszeitraum umfasst die Jahre 2015 bis 
2020. Der in der Regel fünfjährige Berichts-
zeitraum wurde aufgrund der Auswirkungen 
der Coronapandemie um das Jahr 2020 er-
weitert.�

Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut, 

pressestelle@wm.bwl.de, 

www.wm.baden-wuerttemberg.de

Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut, Ministerin für 
Wirtschaft, Arbeit und Tourismus des Landes 
Baden-Württemberg

Landespolitik

          Foto: M

artin Stollberg

 
Den vollständigen Mittelstandsbericht 
des Landes Baden-Württemberg 2021 
finden Sie unter
https://www.baden-wuerttemberg.
de/fileadmin/redaktion/m-wm/intern/
Publikationen/Wirtschaftsstandort/
Mittelstandsbericht_BW_2021.pdf.

Für die Jahre 2015 bis 2020 veröffentlicht:

Mittelstandsbericht 2021
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Wirtschaft

„Unser Einsatz zum Schutz der Umwelt 
und der Optimierung unserer nachhaltigen 
Arbeitsprozesse ist außergewöhnlich. Die-
ses Engagement haben uns die Experten 
der DEKRA mit der Zertifizierung nach ISO 
14001:2015 bestätigt“, freut sich Geschäfts-
führer und Inhaber Steffen Autenrieth. 
Bei 1A Autenrieth Kunststofftechnik arbei-
ten 50 Mitarbeiter gemeinsam daran, hoch-
wertige technische und hochtechnische 
Kunststoffkomponenten, Baugruppen 
und 3D-Druck individuell für seine mittel-
ständischen Kunden in ganz Europa anzu-
bieten. Sowohl wirtschaftliches als auch 
umweltschonendes Handeln steht hier 
im Mittelpunkt. „Ich möchte allen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern dafür dan-
ken, dass sie dies jeden Tag leben und um-
setzen“ sagt Steffen Autenrieth.
Ein ökologisches Bewusstsein ist in-
zwischen in den meisten Wirtschafts-
bereichen vorhanden.  Umweltfreundlich-
keit und Nachhaltigkeit  sind nicht mehr 
nur für eifrige Idealisten interessant. Denn 
schon allein aufgrund der veränderten An-
sprüche der Verbraucher kann es sich kein 

Unternehmen heutzutage noch leisten, 
Umweltpolitik hintenanzustellen. Umwelt 
und Natur ist Steffen Autenrieth wichtig, so 
besitzt das Unternehmen auch schon seit 
Jahren mehrere Bienenvölker. 
Um offiziell nachzuweisen, dass Umwelt-
schutz eine große Rolle im eigenen Unter-
nehmen spielt, setzte sich 1A Autenrieth das 
Ziel, das Umweltmanagement nach DIN ISO 
14001:2015 einzuführen und sich zertifizieren 
zu lassen. Als international anerkannte 
Grundlage für Umweltmanagementsysteme 
legt die Umweltmanagementnorm  ISO 
14001 die Anforderungen fest, die Umwelt-
aspekte aller Tätigkeiten, Produkte und 
Dienstleistungen proaktiv zu ermitteln 
und die damit verbundenen Umweltaus-
wirkungen zu verstehen. Im Mittelpunkt 
steht hierbei der systematische Aufbau eines 
kontinuierlichen Verbesserungsprozesses. 
Dieser macht es möglich, Wirtschaftlichkeit 
und Umweltschutz sowohl auf der betrieb-
lichen Ebene als auch auf der Produktebene 
zu vereinen. Mit der erfolgreichen Zerti-
fizierung durch die DEKRA wurde dieser 
Standard bestätigt. 

„Wir haben unser Umweltmanagement-
system professionalisiert und erfolgreich in 
alle Unternehmensbereiche integriert. Die 
Zertifizierung ist für uns Auftrag und An-
liegen, unsere Umweltpolitik weiter zu ver-
folgen und unsere Prozesse und Verfahren 
auch weiterhin zu optimieren und zu ver-
bessern“, so Indira Frankenstein – Umwelt-
beauftragte bei 1A Autenrieth. Damit leis-
tet das Unternehmen auch in Zukunft einen 
Beitrag, um die Umwelt zu schützen und 
den sich ändernden Umweltzuständen im 
Einklang mit sozioökonomischen Erforder-
nissen gerecht zu werden.
Bei der ISO-14001-Zertifizierung handelt es 
sich nicht um eine gesetzliche Anforderung. 
Jedes Unternehmen kann frei entscheiden, 
ob es ein Umweltmanagementsystem nach 
dem internationalen Standard einsetzen 
möchte. �

Stefanie Bischoff,

s.bischoff@autenrieth-kunststofftechnik.de,

www.autenrieth-kunststofftechnik.de 

Steffen Autenrieth (Geschäftsführer der 1A 
Autenrieth Kunststofftechnik GmbH & Co. KG) 
und Indira Frankenstein (Umweltbeauftragte 1A 
Autenrieth) mit der Urkunde für die Zertifizierung 
nach ISO 14001:2015 und dem Auti-Honig von 
eigenen Bienenvölkern

1A Autenrieth  
Kunststofftechnik 
engagiert für  
Umwelt und 
Natur!
Heroldstatter Unternehmen führt Umweltmanagement nach  

DIN ISO 14001 ein und lässt sich erfolgreich zertifizieren
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Seit März 2020 herrscht aufgrund der Co-
ronapandemie allerorts ein Ausnahme-
zustand, dies betrifft auch viele Gewerbe-
raummietverhältnisse. Die wirtschaftlichen 
Folgen der Coronapandemie trafen und 
treffen gerade Gewerbetreibende, ins-
besondere den Einzelhandel, massiv. Durch 
die bis zum Lockdown reichenden Be-
schränkungen waren einerseits Gewerbe-
treibende vielfach daran gehindert, die 

für ihren Geschäftsbetrieb angemieteten 
Gewerberäume vollumfänglich zu nut-
zen. Andererseits haben Vermieter die 
berechtigte Erwartung auf vollständige 
Zahlung der Miete; denn sie haben auf die 
eingeschränkten Nutzungsmöglichkeiten 
selbst keinen Einfluss. 

Ob und in welchem Umfang im Einzel-
fall der vertraglich vereinbarte Miet-

zahlungsanspruch angepasst werden 
muss, war umstritten und Gegenstand 
zahlreicher instanzgerichtlicher Ent-
scheidungen. Um sich der Mietzahlungs-
pflicht zu entledigen, haben Mieter viel-
fach auf das Recht auf Minderung (§ 536 
BGB), die Unmöglichkeit der Gebrauchs-
überlassung (§ 275 BGB) sowie die Stö-
rung der Geschäftsgrundlage (§ 313 
BGB) abgestellt. Die grundsätzliche An-
wendbarkeit der Regelungen zur Störung 
der Geschäftsgrundlage wurde mit Ver-
kündung des im Dezember 2020 neu ein-
geführten Art. 240 § 7 EGBGB bestätigt. 

Die Entscheidungen der Instanzgerichte 
zu den Voraussetzungen und zur Darle-

RA Dr. Benjamin Riedel, Fachanwalt für Miet- und 
WEG-Recht

Bundesgerichtshof 
spricht Machtwort zur  
Mietzahlung bei corona- 
bedingten Geschäfts-
schließungen

mrs-electronic.commrs-electronic.com

Intelligente Ladelösungen 
für die Elektromobilität

MCHARGER Wallbox
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gungs- und Beweislast für die Bejahung 
einer solchen Störung der Geschäfts-
grundlage sowie zu den Rechtsfolgen wi-
chen jedoch stark voneinander ab. 

Das Oberlandesgericht (OLG) Dresden 
etwa hat in seiner Entscheidung vom 
24.02.2021 (Az. 5 U 1782/20) die pau-
schale Halbierung der Mietzahlung für 
den Zeitraum von staatlich angeordneten 
Ladenschließungen als gerechtfertigt er-
achtet. Begründet hat das OLG seine An-
sicht damit, dass das Risiko der Laden-
schließung nicht allein vom Mieter zu 
tragen sei. Dem entgegenstehend hat z. B. 
das OLG München am 17.02.2021 (Az. 32 
U 6358/20) eine solche Pauschalisierung 
abgelehnt und verlangt, dass für die An-
nahme eines vollständigen oder teilweisen 
Wegfalls der Mietzahlungspflicht alle Um-
stände des Einzelfalls zu beurteilen sind. 

Am 12.01.2022 (Az. XII ZR 8/21) ver-
kündete das höchste deutsche Zivil-
gericht, der Bundesgerichtshof (BGH), 
nunmehr sein Urteil zur seit mittler-
weile fast zwei Jahren in der Recht-
sprechung umstrittenen Frage der 
Mietzahlung bei coronabedingten 
Geschäftsschließungen:

Im konkreten Fall ging es um die Filia-
le eines Textil-Discounters im Raum 

Chemnitz, die vom 19.03.2020 bis zum 
19.04.2020 aufgrund staatlicher An-
ordnung zur Eindämmung der Corona-
pandemie schließen musste. Der Mieter 
bezahlte die Miete für diesen Zeitraum 
nicht, woraufhin der Vermieter Klage 
erhob. Das OLG Dresden hatte hierzu 
als Vorinstanz des BGH entschieden, 
dass der Mieter nur etwa die Hälfte zah-
len müsse; denn das Risiko einer pande-
miebedingten Gebrauchsbeschränkung 
der Mietsache treffe keine der beiden 
Mietvertragsparteien allein. Der BGH 
hob dieses Urteil auf.

Nach dem Urteil des BGH können 
Gewerbemieter wegen staatlicher 
Schließungsanordnungen zur Ein-
dämmung der Coronapandemie zwar 
grundsätzlich einen Anspruch auf An-
passung der Miete haben. Dies be-
deutet aber nicht, dass die Mieter stets 
pauschal eine Anpassung der Miete für 
den Zeitraum der Schließung verlangen 
können. Ob eine Anpassung der Miete 
in Betracht kommt, bedarf immer 
einer umfassenden Abwägung der Um-
stände im Einzelfall; eine pauschale Be-
trachtungsweise verbiete sich insoweit.

Zu den relevanten Umständen des 
Einzelfalls, die der Mieter aufgrund der 
ihm obliegenden Darlegungs- und Be-

weislast nunmehr detailliert offenlegen 
muss, zählen nach dem Urteil des BGH 
zum Beispiel die Umsatzeinbußen für 
das konkrete Objekt, staatliche Hilfen 
oder Versicherungsleistungen. Ebenso 
sind die Interessen des Vermieters in 
der gebotenen Abwägung zu berück-
sichtigen. Welche weiteren Umstände 
für die Beurteilung herangezogen wer-
den müssen, hat der BGH nicht aus-
geführt. Insoweit dürfte man sich an 
der bisherigen Rechtsprechung der 
Instanzgerichte ergänzend orientieren 
können.

Der BGH hat daher mit seinem Urteil 
eine gewisse Klarheit geschaffen und 
eine grobe Richtlinie vorgegeben. Die 
endgültige Beurteilung und Ge-
wichtung der Umstände des Einzel-
falles bleibt jedoch den Instanz-
gerichten vorbehalten. Zur Beurteilung 
der Chancen und Risiken im Einzelfall 
ist daher den betroffenen Vermietern 
und Mietern eine fachkundige juristi-
sche Beratung und Begleitung dringend 
zu empfehlen. �

RA Dr. Benjamin Riedel, 

ukm@sonntag-partner.de,

www.sonntag-partner.de

Gebrüder Rückert GmbH & Co. KG ▪ 78559 Gosheim

FLACHDACH. FASSADE. 
FANTASTISCH.

Als einer der großen Komplett anbieter in Süddeutschland 
entwickeln wir Superkräft e rundum Neubau, Sanierung und 
Wartung Ihrer Gebäudehülle. Mehr dazu im Internet:

www.gebrueder-rueckert.de
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Wie ist es eigentlich um die baden-würt-
tembergische Branche grundsätzlich 
bestellt? 

„In der Tat war das überraschend für 
uns. Wir freuen uns jedoch sehr darüber, 
dass die neue Koordinatorin aus Baden-
Württemberg kommt“, erklärt Wolfgang 
Wolf eingangs. „Die Luft- und Raumfahrt-

industrie im Südwesten macht circa 4,4 
Mrd. Euro Umsatz im Jahr und beschäftigt 
16.000 Beschäftigte. Dabei sind die meis-
ten Unternehmen hochspezialisiert und 
diversifiziert. Die Unternehmen, vor-
wiegend KMU oder Mittelständler, profi-
tieren von der Nähe zu den exzellenten 
und renommierten Wissenschaftsein-
richtungen“, fährt Wolf fort. 

Die neue Koordinatorin hat ein Grünen-
Parteibuch. Der Klimawandel ist neben 
der Pandemie nicht unmittelbar förder-
lich für die Branche, oder? Inwiefern 
beschäftigt sich die Branche mit dem 
klimaneutralen Fliegen?

„Umweltschutz oder Nachhaltigkeit ist 
keinesfalls Neuland für die Luftfahrt, 
wenn man bedenkt, dass die heutigen 
Flugzeuge nur noch ein Drittel des 
Treibstoffes verbrauchen wie in den 
70er Jahren. Die Dekarbonisierung ist 
ebenfalls nichts Neues für uns. Schon 
1996 war man an der Universität 
Stuttgart erfolgreich beim elektrischen 
Fliegen. Heute erforscht das DLR ein 
Wasserstoffflugzug am Stuttgarter 
Flughafen. Daneben gibt es aber noch 
eine Reihe von Unternehmen, die sich 
im Thema Wasserstoff hervorragend 
auskennen. Davon abgesehen arbeitet 
man in der Raumfahrt seit Jahrzehnten 
mit dem Stoff. Ebenso ist das Thema 
elektrisches, urbanes und autonomes 
Fliegen seit 2018 fest in Baden-
Württemberg verankert. Um dem Thema 

Space for Ideas:  
Luft- und Raumfahrt  
in Baden-Württemberg
Die neue Luft- und Raumfahrtkoordinatorin der Bundesregierung, Dr. Anna Christmann, 

hat ihren Wahlkreis in Baden-Württemberg. Genauer gesagt in Stuttgart. 

Dazu trafen wir den Vorstandsvorsitzenden Professor Dr. Rolf-Jürgen Ahlers und den 

Geschäftsführer Wolfgang Wolf des Regionalverbands Forum Luft- und Raumfahrt 

Baden-Württemberg.
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Transformation aber noch mehr Raum zu 
geben, haben wir das Innovationsnetzwerk 
„FUTUREAVIATION“ u. a. mit Unterstüt
zung des baden-württembergischen Wirt
schaftsministeriums gegründet und 
zuletzt das Whitepaper „Branchenanalyse 
FUTURE AVIATION BW“ veröffentlicht. 
Baden-Württemberg kann wirklich eine 
neue Rolle in der Zukunft des Fliegens 
einnehmen“, berichtet Professor Ahlers. 

Baden-Württemberg ist auch die 
Innovationsregion in Europa. Was 
müsste getan werden, dass wir die 
Entwicklungen beschleunigen und den 
Prozess unterstützen können? 

Wolfgang Wolf spontan: „Wie immer 
liegt es an den Rahmenbedingungen. 
Momentan steht die Luftfahrtindustrie 
vor mehreren Herausforderungen. Zum 
einen muss sie die Coronakrise meis-
tern. Das Flugaufkommen und damit 
auch die Auftragslage der Zulieferer 
entspricht bei Weitem noch nicht dem 
Vorkrisenniveau. Zum anderen müssen 

die Unternehmen in die Digitalisierung 
und Energieeffizienz investieren, das Ge-
schäftsmodell breiter aufstellen, Perso-
nal gewinnen und weiterbilden und neue 
Technologien adaptieren. Dabei ist es un-
verständlich, wenn Europa die Luft- und 
Raumfahrt als nicht nachhaltig einstuft. 
Zum einen hilft das nicht, das klima-
neutrale Fliegen zu ermöglichen. Zusätz-
lich trägt gerade die Luft- und Raumfahrt 
zur Klimaforschung und Klimaschutz bei. 

Durch Satelliten als auch durch Innova-
tionen, wie die Photovoltaik. Statt die-
sen Einengungen brauchen wir Unter-
stützung in der Bewältigung dieser 
Aufgaben und besonders der KMU und 
des Mittelstandes, z. B. durch die Förde-
rung der bundesweiten Supply-Chain-
Excellence-Initiative, aber auch im Aus-
bau des Luftfahrtforschungsprogramms 
mit verstärktem Fokus auf die industrie-
nahe Forschung. Das fördert unsere 

Die neue Studie des Fraunhofer-Instituts 
für Arbeitswirtschaft und Organisation 
IAO und des LR BW
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Kolumbusstr. 13 · 71063 Sindelfi ngen
Telefon: 07031 81 70 8 - 0
info@derichsweiler.com
www.derichsweiler.com

Professor Dr.-Ing. Rolf-Jürgen Ahlers (Vorstandsvorsitzender LR BW) und  
Senator E. h. Wolfgang Wolf (Geschäftsführer LR BW)
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europäische technische Souveränität in 
den wichtigen Schlüsseltechnologien 
der Zukunft. Dazu gehört neben klima-
neutralen Antrieben, der Hyperschall-
antrieb, Mikroelektronik und Sensorik, 
die Lasertechnologie, Quanten- und vor 
allem die Satellitentechnologie. Durch 
die crossindustrielle Stellung der Luft- 
und Raumfahrt profitiert davon die ge-
samte Wirtschaft und Gesellschaft. Das 
Internet und GPS, einst Innovationen 
aus der Raumfahrt sind heute auch nicht 
mehr aus dem Alltag wegzudenken.“

Sie sprachen die Satelliten- und Laser-
technologie an. Prognosen haben 
ergeben, dass der internationale 
Raumfahrtmarkt bis 2040 so groß 
sein soll wie der heutige Automobil-
markt. Rechnen Sie sich auch Chancen 

für Baden-Württemberg als typisches 
Automobilland aus?

„Wir rechnen uns gute Chancen aus. 
Baden-Württemberg ist in Deutsch-
land das Raumfahrtland Nr. 1. 40 % 
der Raumfahrtaktivitäten in Deutsch-
land kommen aus Baden-Württem-
berg. Dennoch braucht die Branche im 
Südwesten Unterstützung bei der Um-
stellung der Manufaktur- zur Serien-
fertigung. Ebenso benötigen wir in 
Baden-Württemberg eine Raumfahrt-
initiative – „FutureSpace“ – oder ein 
Raumfahrtforschungsprogramm, um 
ein Ökosystem aufzubauen, das den 
Technologietrends gerecht wird“, for-
dert Professor Ahlers. „Baden-Würt-
temberg braucht mehr Sichtbarkeit in 
Deutschland und Europa“, erklärt er 
weiter. 

Europa ist ein gutes Stichwort. Im 
November findet die ESA-Ministerrats-
konferenz statt, bei der die Mitglieds-
statten die entsprechenden Programme 
zeichnen. Was erwarten Sie von der 
Konferenz?

„Aufgrund unserer Unternehmen und 
ihrer strukturellen Aufstellung in Ba-
den-Württemberg begrüßen wir aus-
drücklich, wenn die optionalen Techno-
logieprogramme wieder so ausfallen, 
dass sich die KMU mit ihren Innovatio-
nen einbringen können. Ebenso sollten 
die Großmissionen einen Mindest-
anteil für KMU vorsehen, um das Öko-
system in der Breite zu fördern. Um die 
anstehenden Technologiesprünge zu 
meistern, bedarf es auch einer Er-
höhung der Umsatzrendite in der ESA-
Profit-Policy. Die Erhöhung ist not-
wendig, um die Innovationen am Rande 
des technisch Machbaren zu ermög-
lichen. Ferner erhoffen wir uns natür-
lich, dass die Vergaberichtlinien dahin-
gehend angepasst werden, dass KMU 
insgesamt stärker berücksichtigt wer-
den, wenngleich die Innovatoren und 
Integratoren nicht in ihrer Wirtschaft-
lichkeit tangiert werden sollen“, zeigt 
der Vorstandsvorsitzende Ahlers ab-
schließend auf.�

wifo@mit-lvbw.de

Professor Dr.-Ing. Rolf-Jürgen Ahlers, Vorstands-
vorsitzender Forum Luft- und Raumfahrt Baden-
Württemberg

Wiesbauer-Alukrane
 Die kompakten Mietkrane 
als Anhänger- oder LKW- 
Kran zum selbst bedienen.

www.wiesbauer-krane.de
Autokrane . Schwertransporte . Montagen . Spezialfahrzeuge

Stuttgart   Tel. 0711.70091-95  Neckarsulm   Tel. 07132.34136-0
Schwaikheim   Tel. 07195.59999-27  Plankstadt     Tel. 06202.97860-36

Firmenzentrale

Wiesbauer GmbH & Co. KG
Laiernstraße 35 
74321 Bietigheim-Bissingen
Tel. 07142.9760-0
Fax 07142.9760-90

Senator E. h. Wolfgang Wolf, Geschäftsführer 
Forum Luft- und Raumfahrt Baden-Württemberg
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Inserentenverzeichnis
 

Un te r n e h m e n  i n  a lp h a b e t i s c h e r  Re i h e n fo lge

AUDAX-Keck GmbH	

	 www.audax.de

Friedrich Bühler GmbH & Co. KG	

	 www.buehler-stahlbau.de

Kunststoff Christel GmbH & Co. KG	

	 www.kunststoff-christel.de

Claus Gebäudereinigung GmbH & Co. KG	

	 www.claus-gebaeudereinigung.de

Derichsweiler Umzüge Lagerung Services 

GmbH & Co. KG	

	 www.derichsweiler.com

Dold Holzwerke GmbH	

	 www.dold-holzwerke.com

Artur Farr GmbH + Co. KG 	

	 www.farr-feinmechanik.de

Erwin Friedmann Kunststoffwerk GmbH	

	 www.friedmann-formteile.de

Gehr Kunststoffwerk  

Vertriebsgesellschaft mbH	

	 www.gehr.de

Geltz Umwelttechnologie GmbH	

	 www.geltz.de

GL GmbH Metall- und Werkstattechnik	

	 www.gl-gmbh.de

Grünemay & Abt KG 	

	 www.gruenemay-abt.de

GUK-Falzmaschinen Griesser & Kunzmann 

GmbH & Co. KG	

	 www.guk-falzmaschinen.de

Stefan Hertweck GmbH & Co. KG

	 www.hertweck-praezisionswerkzeuge.de

Mohr Solutions Ingenieure GmbH & Co. KG	

	 www.mohrsolutions.de

MRS Electronic GmbH & Co. KG	

	 www.mrs-electronic.de

klartext: von pekker!	

	 www.pekker.de

Pro Metall GmbH	

	 www.prometall.de

RIETHO GmbH Stanz- & Biegetechnik	

	 www.rietho.de

Gebrüder Rückert GmbH & Co. KG	

	 www.gebrueder-rueckert.de

SchwörerHaus KG	

	 www.schwoererhaus.de

Weber Haus GmbH & Co. KG	

	 www.weberhaus.de

Weinmann Aach AG	

	 www.weinmann-aach.de

Wiesbauer GmbH & Co. KG 	

	 www.wiesbauer.de

Walter Zepf Schmierungstechnik	

	 www.walter-zepf.de

Gebr. Zimmermann GmbH Kalk- und 

Schotterwerk	

	 www.felswerk.de

Hitzefrei!

Diese speziell entwickelte Flüssigkeit ist der
ideale Sonnenschutz auf Kunststoffoberflä-
chen, wie z. B. Lichtkuppeln, Pergola- oder
Wintergartendächern, Lichtbänder oder auf
rauhen Glasoberflächen. Wie bei unseren
Sonnenschutzfolien wird auch mit Liquisol
ein effektiver Hitze- und Blendschutz erzielt.

Weitere Informationen unter:
www.audax-hitzeschutz.de

AUDAX-Keck GmbH
75365 Calw
Tel. 0 70 51/16 25-0

Seit 70 Jahren verlassen Falzmaschinen in 
Spitzenqualität unser Hause GUK in Wellendin-
gen. Wir sind spezialisiert auf Anlagen für 
Kleinfalzungen, die jeder als Packungsbeilage 
kennt. Über Jahrzehnte wurde die Leistung und 
Einfachheit dieser Anlagen optimiert. Und nach 
wie vor konzentrieren wir uns mit Leidenschaft 
auf den Kunden und seine Bedürfnisse. Erleben 
Sie die Kunst des Falzens bei GUK.

www.guk-falzmaschinen.com

Papierkünstler.
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Wirtschaftsforum – das Magazin der Mittelstands- 
und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg er-
scheint zehnmal im Jahr im Rahmen der Mitglied-
schaft. Ist der Verlag durch höhere Gewalt, Streik 
und dergleichen an seiner Leistung verhindert, so 
besteht keine Ersatzpflicht für das Wirtschafts-
forum. 
Herausgegeben von der Mittelstands- und Wirt-
schaftsunion Baden-Württemberg in Zusammen-
arbeit mit der Kaan Verlag GmbH.

Mittelstands- und Wirtschaftsunion 
Baden-Württemberg (MIT) 
Stammheimer Straße 10, 70806 Kornwestheim  
Telefon 07154 8025-140, 
wifo@mit-lvbw.de, 
www.mit-bw.de

Auflage: 5.000 Exemplare für Mitglieder und 
Interessenten

Verlag und Vertrieb:  
Kaan Verlag GmbH 
Klosterstraße 12, 72514 Inzigkofen 
Telefon 07571 7404-0
wifo@kaanmedia.de,  
www.kaanmedia.de

Redaktion Wirtschaftsforum:  
verantwortlich im Sinne des Presserechts 
Ulla Müller-Eisenhardt (MIT BW)  
wifo@mit-lvbw.de

Leitung Wirtschaftsforum:
Andrea Birringer (MIT BW)  
wifo@mit-lvbw.de

Verantwortlicher Redakteur:  
Achim Rieger (Kaan Verlag GmbH)  

Druck: 
Kaan Verlag GmbH
Klosterstraße 12, 72514 Inzigkofen
www.kaanverlag.de

Bildnachweise:  
Diese Ausgabe verwendet Bilder von Pixabay, 
Pixelio, Adobe Stock und MIT Bund.

MIT vor Ort
MIT Alb-Donau/Ulm  

www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt  

www.mittelstand-bad-ra.de

MIT Biberach  

www.mit-bc.de

MIT Böblingen  

www.mit-boeblingen.de

MIT Bodenseekreis  

www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 

	 www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt  

www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen  

www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen  

www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg 

www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen  

www.mit-gp.de

MIT Heidelberg  

www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim 

MIT Heilbronn

	 www.mit-heilbronn.de

MIT Hohenlohe  

www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe  

www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land  

www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz 

www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg  

www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis 

	 www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim  

www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald 

www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau  

www.mit-ortenau.de

MIT Ostalb  

www.mit-ostalb.de

MIT Pforzheim  

www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg  

www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr  

www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen 

www.cdu-kreis-reutlingen.de/vereinigungen

MIT Rhein-Neckar  

www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall 

www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

	 www.mitsbk.de

MIT Sigmaringen 

	 www.mit-sigmaringen.de

MIT Stuttgart  

www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb  

www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden  

www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  

www.mit-nordwuerttemberg.de

MIT Südbaden  

www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  

www.mit-wueho.de

MIT Baden-Württemberg  

www.mit-bw.de

MIT Bund  

www.mit-bund.de

Impressum
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Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsunion.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich         € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine Sepa-Lastschrift eingezogen.)

  

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140 
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie, 
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg, ihren Gliederungen für die 

Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. Eine sonstige 
Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen Versammlun-
gen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem Postweg gleich.  
Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION
BADEN-WÜRTTEMBERG

Mitglied werden



MIT im Dialog.

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung!
z. B. zu unseren Forderungen an die
Landesregierung, zur uns belastenden
Bürokratie und zu unseren Erwartungen
an die Wirtschaftspolitik!

wifo@mit-lvbw.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION 
BADEN-WÜRTTEMBERG


